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4 Kapitel V – Benachteiligte Gebiete  

Die in Kapitel V1 beschriebene Förderung von Betrieben in von der Natur benachteiligten 
Gebieten (a) mittels Ausgleichszulage, wurde einer gegenüber der Evaluation zur Halbzeit 
aktualisierten Bewertung (im Folgenden Aktualisierung genannt) unterzogen. Die vier im 
EU-Dokument VI/12004/00 endgültig (Teil D) aufgeführten kapitelspezifischen Bewer-
tungsfragen betreffen diesen Fördertatbestand. Obwohl die Aktualisierung der Halbzeit-
bewertung für die Mitgliedstaaten der EU nicht verpflichtend ist, haben sich in Deutsch-
land Bund und Länder dafür entschieden, um die sich daraus ergebenen Empfehlungen bei 
der Ausgestaltung ihrer neuen Förderprogramme nutzen zu können. Der Ansatz der zentral 
durchzuführenden Evaluation wurde auch bei der Aktualisierung weiterverfolgt und geht 
auf einen erneut gefassten Beschluss des Planungsausschusses für Agrarstruktur und Küs-
tenschutz (PLANAK) zurück.  

Vom Bund und von den Bundesländern wurde wieder die Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft (FAL) mit der Zentralevaluation sowohl für die Ausgleichszulagen als 
auch für die Agrarinvestitionsförderung und die Förderung im Rahmen der Marktstruktur-
verbesserung beauftragt. Die Koordination erfolgte durch das Land Baden-Württemberg.  

Im Rahmen der zentralen Halbzeitevaluation wurden für jedes Bundesland mit Förderung 
der Ausgleichszulage Länderevaluationsberichte als Modul für die Gesamtbewertung der 
Programme zur Entwicklung ländlicher Räume (EPLR) erstellt. Die Aktualisierung erfolg-
te nach einem mit den Ländern diskutierten und hierfür konzipierten Evaluationskonzept. 
Schnittstellen zu anderen Maßnahmen sowie insbesondere der Beitrag der Zentralevalua-
toren bei den zu beantwortenden Querschnittsfragen wurden im Vorfeld bilateral und in 
einem ersten Evaluatorenworkshop mit den Programmevaluatoren festgelegt. 

 
4.1 Ausgestaltung des Förderkapitels mit Fokus auf Veränderungen 

seit der Halbzeitbewertung 

4.1.1 Übersicht über die angebotene Maßnahme 

Die Ausgleichszulage ist die Förderung von landwirtschaftlichen Betrieben in von der Na-
tur benachteiligten Gebieten. Diese Gebiete sind vor allem durch schlechte natürliche 
Voraussetzungen wie Höhenlage, Hangneigung, schlechte klimatische Voraussetzungen, 
schlechte Erreichbarkeit und geringere Bodenqualität gekennzeichnet, aber auch nachteilig 
definierte sozioökonomische Faktoren sind bei der ursprünglichen Gebietsabgrenzung von 

                                                 
1
 Verordnung (EG) 1257/1999, Artikel 13 ff. 
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Bedeutung gewesen. Die Ausgleichszulage soll in diesen Gebieten den Fortbestandes der 
landwirtschaftlichen Bodennutzung und somit den Erhalt einer lebensfähigen Gesell-
schaftsstruktur im ländlichen Raum gewährleisten sowie die Erhaltung des ländlichen Le-
bensraums unterstützen und zur Erhaltung und Förderung nachhaltiger landwirtschaftli-
cher Bewirtschaftungsformen, die insbesondere den Belangen des Umweltschutzes gerecht 
werden2, beitragen. Die Ausgleichszulage wird in Bremen als eigenständige Maßnahme im 
EPLR angeboten und ist dort in den Förderkontext eingepasst. Da sie nebst der EU-
Finanzierung auch aus Mitteln der GAK finanziert wird, unterliegt sie den Förderbestim-
mungen der GAK.  

Das Land Bremen hat eine eigene Richtlinie zur Ausgleichszulage für benachteiligte Ge-
biete ausgearbeitet, deren wichtigste Bestimmungen in Tabelle 4.1. dargestellt sind. Gene-
rell unterscheidet sich die Ausgestaltung nur geringfügig von den Vorgaben der GAK-
Richtlinie. 

                                                 
2
 Verordnung (EG) 1257/1999, Kapitel V, Artikel 13. 
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Tabelle 4.1: Ausgestaltung der Ausgleichszulage in den benachteiligten Gebieten seit 
2002 

Jahr Höhe und Staffelung der Ausgleichszulage Höchstbetrag je  Ergänzende  a) Prosperitätsregelung 
 für Rinder-, Pferde-, 

Schaf- und Ziegen-
haltung 

für andere Produkti-
onen (Flächenprämie)

Betrieb und Jahr Bedingun-
gen/Beschrän-

kungen 

b) Mindestbetrag 

 für Grünland für Ackernutzung    

2002 LVZ-abhängig 
< 15 bis 87 € 
16 bis < 22 bis 75 € 
23 bis < 29 bis 59 € 
> 30 bis 39 € 
Auszahlung der max. 
Förderhöhe 

 max. 9 200 € je Zuwen-
dungsempfänger und 
Jahr, 
bzw. 36 813 € bei Ko-
operationen, jedoch 
max. 9 200 € je Zuwen-
dungsempfänger 

- ausschließlich 
Förderung von 
Grünland a) zu versteuern-

des Einkommen des 
Antragstellers und 
dessen Ehegatten 
max. 80 000 €, bzw. 
max. 160 000 € bei 
GbR 

b) 150 € 
2003  Keine neue Richtlinie 

2004 
(Ver-
änder-
ung) 

dito  max. 16 000 € je Zu-
wendungsempfänger 
und Jahr, 
bzw. 64 000 € bei Ko-
operationen, jedoch 
max. 16 000 € je Zu-
wendungsempfänger  

dito 

a) dito 

b)    dito 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Auswertungen der Landesförderrichtlinien (2002 bis 
2004). Für die Förderausgestaltung 2000 bis 2002 vgl. Halbzeitbericht. 

Die Förderbestimmung wurden in Bremen in den letzten Jahren in keinen wesentlichen 
Punkten geändert. Förderfähig ist auch weiterhin nur Grünland mit einer maximalen LVZ 
bis 35. Die Höhe der Ausgleichszulage wird nach vier LVZ-Stufen gestaffelt. Die maxi-
male Förderhöhe in Bremen wurde im Jahr 2004 auf 16 000 € je Zuwendungsempfänger 
(bzw. auf 64 000 € bei Kooperationen) angehoben. In der Förderpraxis werden diese Wer-
te aber nie überschritten und wurden lediglich festgelegt, weil die GAK die Angabe einer 
Förderhöchstsumme verlangt. Die in Bremen existierende Prosperitätsschwelle wurde 
während der Untersuchungsperiode beibehalten.  

4.1.2 Beschreibung der Ziele und Prioritäten 

Die vor dem Zielrahmen der EU und der GAK-Fördergrundsätze ausformulierten und an 
die landesspezifischen Bedingungen angepassten landeseigenen Ziele Bremens sowie ihre 
Prioritäten werden im Zusammenhang mit der Beantwortung der Bewertungsfragen erör-
tert. 

Zu Beginn der Aktualisierung der Halbzeitbewertung wurde sowohl im Rahmen der An-
trittsbesuche bei dem für die Ausgleichszulage zuständigen Fachreferenten als auch 
schriftlich eine erneute Abfrage zu den Zielen durchgeführt. Danach liegen keine Ände-
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rungen in den Zielen sowie in der Gewichtung der Ziele in Bremen vor. Daher besitzen die 
Aussagen, die für die Halbzeitbewertung getroffen wurden, weiterhin ihre Gültigkeit. Wie 
bereits in der Halbzeitbewertung beanstandet fehlt es an quantifizierten Wirkungszielen.  

4.2. Untersuchungsdesign und Datenquellen  

Bei der aktualisierten Bewertung der Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete wird als 
Untersuchungsmethodik weiterhin ein Methodenmix angewendet. Die Aktualisierung ori-
entiert sich an den Vorgaben des Bewertungsrahmens wie sie im „Leitfaden für die Bewer-
tung von Programmen zur Entwicklung des ländlichen Raums im Zeitraum 2000 bis 
2006“3 sowie den „Gemeinsamen Bewertungsfragen mit Kriterien und Indikatoren“4 und 
den MEANS-Dokumenten niedergelegt sind. Da die grundsätzlichen Überlegungen zum 
Untersuchungsdesign, den herangezogenen Vergleichsverfahren und verwendeten Daten-
quellen im Bericht zur Halbzeitbewertung (vgl. Bernhards et al., 2003) bereits ausführlich 
dargestellt sind, und diese im Wesentlichen für die Aktualisierung übernommen werden, 
soll im Folgenden nur auf Abweichungen eingegangen werden. 

4.2.1 Skizzierung des Untersuchungsdesigns 

Das Untersuchungsdesign für die Aktualisierung der Halbzeitbewertung zielt vor allem 
auf die Herausarbeitung der Wirkungen ab, die im Rahmen der Bewertung in der Mitte des 
Programmplanungszeitraums zu erfassen sind und daher zu dem recht frühen Zeitpunkt 
der Zwischenbewertung noch nicht vorlagen. Als neues, ergänzendes methodisches Ele-
ment werden qualitative Einschätzungen aus Einzelgesprächen mit Beratern und dem zu-
ständigen Fachreferenten des Ministeriums herangezogen. Der Einladung zu dem gemein-
samen Beraterworkshop der nördlichen Bundesländer ist kein Vertreter aus Bremen ge-
folgt. 

Für die Bewertung der Ausgleichszulage wurde im Zuge der zentralen Evaluation ein sehr 
ausdifferenzierter methodischer auf verschiedenen Datenquellen basierender Bewertungs-
ansatz konzipiert, der im Wesentlichen auf einem Mit-Ohne- und Vorher-Nachher-
Vergleich beruht. Für Bremen ergeben sich für die Umsetzung dieses Bewertungsansatzes 
zwei grundlegende Schwierigkeiten. Zum einen ist der Datenbestand aufgrund der insge-
samt eher nachgeordneten Bedeutung der Landwirtschaft in Bremen sehr dünn, zum ande-
ren besteht das methodische Problem des Fehlens einer Referenzgruppe, da es sich bei 

                                                 
3
 Dokument VI/4351/02-DE Europäische Kommission, Generaldirektion Landwirtschaft, 2002. 

4
 Dokument VI/12004/00 endg., Europäische Kommission, Generaldirektion Landwirtschaft, Dezember 

2000. 
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nahezu allen geförderten landwirtschaftlichen Betrieben des Landes Bremen um Futter-
baubetriebe handelt. Nicht geförderte Betriebe hingegen liegen in einem Gunstgebiet, in 
dem Ackerbau unter sehr guten Voraussetzungen möglich ist. Betriebsvergleiche beider 
Gruppen erweisen sich daher als schwierig, wenn die Wirkung der Ausgleichszulage beur-
teilt werden soll. Als besonderes Problem gilt, dass Bremen keine einzelbetrieblichen Da-
ten für das Testbetriebsbuchführungssystem bereitstellt und auch die allgemeinen agrarsta-
tistischen Daten sich für eine betriebsgruppendifferenzierte und räumlich differenzierte 
Analyse nur wenig eignen. Die Beurteilung der Wirkungen der Ausgleichszulage und der 
Zielerreichung beruht daher in Bremen weniger auf fundierten Daten, sondern in verstärk-
tem Maße auf der Analyse von Kontextinformationen und qualitativen Einschätzungen. 

Den Empfehlungen des Bewertungsleitfadens zu Kapitel V (Ausgleichszulage) konnte in 
Folge der ungünstigen Datengrundlage und unter Berücksichtigung des zu optimierenden 
Aufwands-Ertragsverhältnisses bei der durchzuführenden Evaluation nur in den wenigsten 
Fällen gefolgt werden. Insgesamt erfolgt die Beantwortung der Bewertungsfragen eher 
indirekt, bzw. musste teilweise auf eine Beantwortung ganz verzichtet werden (Bewer-
tungsfragen V.1 und V.3). Die Gründe werden in den Kapiteln der einzelnen Bewertungs-
fragen dargestellt.  

4.2.2 Datenquellen 

Für die Abschätzung der Einkommenseffekte und die Darstellung von Einkommensunter-
schieden konnten keine einzelbetrieblichen Buchführungsdaten für geförderte und nicht 
geförderte Betriebe zur Verfügung gestellt werden. Eine Auswertung der Daten der Son-
derauswertung der amtlichen Agrarstatistik wurde zwar durchgeführt, der Aussagegehalt 
ist jedoch im Vergleich zu dem der Flächenstaaten gering. Das Fehlen von Einkommens-
daten wirkt sich auf die Beantwortung aller weiteren Bewertungsfragen, im speziellen aber 
auf die Beantwortung der Frage V.3.2 aus. Auch für die Bewertungsfrage V.4 liegen keine 
Angaben zur Akzeptanz der Agrarumweltmaßnahmen nach geförderten und nicht geför-
derten Betrieben vor. Den Einschätzungen aus den Fachgesprächen kommt somit in Bre-
men eine besondere Rolle zu. Der Fokus dieser Gespräche lag entsprechend den Inhalten 
der Workshops neben der Validierung der in der Halbzeitbewertung ermittelten Ergebnisse 
auf der Erörterung von Empfehlungen und Schlussfolgerungen unter den Rahmenbedin-
gungen der GAP-Reform und dem Entwurf der ELER-Verordnung5 sowie deren Auswir-
kungen auf die mit der Ausgleichszulage verfolgten Ziele. Im Grunde müsste wegen all 
dieser in Bremen geltenden Beschränkungen eine Vollerhebung bzw. eine sehr umfassen-
de Fallstudie durchgeführt werden. Hierfür lässt jedoch der zentral gewählte Evaluations-

                                                 
5
  Europäischer Landwirtschaftsfond für die Entwicklung des ländlichen Raums. 
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ansatz mit seinem beschränkten Budget keinen Raum, ohne dass es gleichzeitig zu Abstri-
chen bei den Bewertungen in den anderen Ländern kommt. Auch eine Übertragung der 
Ergebnisse aus den anderen Ländern ist nur bedingt möglich. Im Zuge der Ex-post-
Evaluation sollen hierzu jedoch Optionen geprüft werden. 

4.3 Finanzielle Ausgestaltung und Vollzugskontrolle 

Der Plan des Landes Bremen zur Entwicklung des ländlichen Raumes (EPLR) umfasst ein 
Finanzvolumen von insgesamt 21,1 Mio. € für den Förderzeitraum 2000 bis 2006. Mit rd. 
5 Mio. € hat die Ausgleichszulage einen sehr bedeutenden Anteil (23,6 %). Für das Jahr 
2004 liegen keine Plandaten vor, sodass Abweichungen zum tatsächlichen Vollzug nicht 
ermittelt werden können. Die Abweichungen von rd. 69 % in den Jahren 2002 und 2003 
sind auch nicht interpretierbar, da in den 0,83 Mio. €, die laut der indikativen Finanzie-
rungspläne für die Ausgleichszulage ausgewiesen sind, auch die Mittel für Gebiete mit 
umweltspezifischen Nachteilen enthalten sind. Aussagen zur Inanspruchnahme anhand der 
Auswertung der Plan- und Ist-Zahlungen können daher nicht anhand der aktuellen Zahlen 
vorgenommen werden. 

Tabelle 4.2:  Veränderungen in den geplanten Ausgaben (Mitteleinsatz) für die Aus-
gleichszulage, EU-Anteil sowie tatsächliche Ausgaben  

Jahr 1)

2000 0,26 0,26 0,77
2001 0,83 0,5 0,25 -49,60
2002 0,83 0,83 0,83 0,83 0,83 50,00 0,26 -68,43
2003 . 0,83 0,83 0,83 50,00 0,25 -69,40
2004 . . . 50,00 0,27 .
2000 - 2004 50,00 1,30 .
2000 - 2006 5,00 4,10 . 50,00 . .

. = Wert liegt nicht vor.
1) EU-Haushaltsjahr
2) Zu den jeweils zuletzt vorliegenden Planzahlen im jeweiligen Bezugsjahr.
Quelle: Eigene Berechnungen anhand von Daten des indikativen Gesamtfinanzierungsplanes des Plans des Landes Bremen zur Entwicklung des ländlichen Raumes, der
             Änderungsanträge und Expertengespräch.

Anteil Tatsächl. Ausgaben (Vollzug)

2002 2003 2004 EU geplant AZ Abweichung 2)

Geplante Ausgaben (Mittelansatz) 

Mio. € %Mio. € Mio. € Mio. € %Mio. € Mio. €
2000 2001

 

Diese Abweichungen zwischen geplanten Ausgaben und dem tatsächlichen Vollzug in den 
Jahren 2002 und 2003 sind darauf zurückzuführen, dass in den eingeplanten Zahlungen im 
indikativen Finanzierungsplan die Zahlungen für Gebiete mit umweltspezifischen Ein-
schränkungen enthalten sind. Die Mittel für die Ausgleichszulage können dort nicht sepa-
rat ermittelt werden.  
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Die Tabelle 4.3 gibt einen detaillierten Aufschluss über die Aufteilung der tatsächlichen 
Ausgaben auf die verschiedenen Finanzierungsträger. 

Tabelle 4.3: Tatsächliche Ausgaben für die Ausgleichszulage nach Finanzierungsträgern 

Jahr

Mio. € % Mio. € % Mio. € %

2000 0,13 50,0 0,08 30,0 0,05 20,0
2001 0,13 50,1 0,08 29,9 0,05 19,9
2002 0,13 50,0 0,08 30,0 0,05 20,0
2003 0,13 50,0 0,08 30,0 0,05 20,0
2004 0,13 50,0 0,08 30,0 0,05 20,0

2000 bis 2004 0,66 50,0 0,40 30,2 0,26 19,8

Quelle: Eigene Berechnungen anhand von Daten des  EPLR sowie ergänzende Monitoringdaten des Senators für Wirtschaft und Häfen in Bremen.

EU Bund Land

 

An der Finanzierung der Ausgleichszulage beteiligen sich EU, Bund und das Land Bremen 
im Verhältnis 50 zu 30 zu 20. Mit der Höhe des EU-Kofinanzierungsanteils von 50 % ent-
spricht dieser Anteil dem in der VO (EG) Nr. 1257/1999 festgelegte Maximalwert für die 
Nicht-Ziel-1-Gebiete. An diesem Finanzierungsmodell wird seit 2000 im Großen und 
Ganzen festgehalten.  

4.4 Darstellung und Analyse des bisher erzielten Outputs  

In Bremen werden in den Jahren 2002 bis 2004 jährlich ca. 110 Betriebe mit Hilfe der 
Ausgleichszulage gefördert (Tabelle 4.4). Von 2000 bis 2004 ist die Anzahl dieser Betrie-
be von 113 auf 108 zurückgegangen. 

Tabelle 4.4: Mit Ausgleichszulage geförderte Betriebe und Flächen in den Berichts-
jahren (2002 bis 2004)  

Jahr

2000 113 4.722 100

2002 111 4.658 100
2003 108 4.628 100
2004 108 4.754 100

Quelle: Eigene Berechnungen anhand der Daten der Förderstatistik 2002,  2003 und  2004.

GL-FlächenBenachteiligte Agrarzone

Geförderte Fläche (ha) Anteil (%) geförderterGeförderte Betriebe
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Für eine nach Betriebsgruppen und Gebieten differenzierte Darstellung liegen keine ver-
gleichbaren Daten vor. Die geförderte LF beträgt rd. 4 700 ha. Nachdem in 2002 ein leich-
ter Rückgang erfolgte, ist die Fläche in 2004 wieder auf 4 754 ha angewachsen. Bei der 
geförderten Fläche handelt es sich ausschließlich um Grünland. 

Für die Bewertung der Ausgleichszulage spielt auch die Potenzialabschätzung eine bedeu-
tende Rolle. Die Inanspruchnahme der Ausgleichszulage – gemessen an der geförderten 
Fläche bzw. den geförderten Betrieben – kann annäherungsweise durch den Vergleich der 
geförderten Fläche bzw. Betriebe mit den Daten über Fläche und Betriebe aus der Land-
wirtschaftszählung 1999 abgebildet werden (vgl. Tabelle 4.5). 
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Tabelle 4.5: Gegenüberstellung von mit Ausgleichszulage geförderten Betrieben und 
Flächen sowie potenziell förderfähigen Betrieben und Flächen 

Indikator Einheit

Anzahl 104

Anzahl 108

% 104

ha 5.104

ha 4.754

% 9

1) Daten der Landwirtschaftszählung 2003 (unveröffentlichte Sonderauswertung des BMVEL). Es bestehen unterschiedliche Zuordungskriterien der Betriebe zum
benachteiligten Gebiet und den verschiedenen Gebietskategorien zwischen Landwirtschaftszählung (Betriebssitzprinzip) und Förderstatistik. Beinhaltet auch Betriebe
unter 3 ha, die lt. GAK-Rahmenplan nicht förderfähig sind.

Quelle: Eigene Berechnungen anhand der Daten der Landwirtschaftszählung 2003 und der Förderstatistik 2004.

Potenziell förderfähige
Betriebe nach Agrarstatistik 1) 

Benachteiligtes Gebiet 

Geförderte Betriebe nach

Anteil geförderter Fläche 

Geförderte Fläche nach
Förderstatistik

Förderstatistik 

Anteil geförderter Betriebe

Potenziell förderfähige Fläche
nach Agrarstatistik 1)

3

 

Da bei der Landwirtschaftszählung die Flächen nach dem Betriebssitzprinzip den benach-
teiligten Gebieten zugeordnet werden, stellen die daraus ermittelten potenziell förderfähi-
gen Betriebe und Flächen nur eine grobe Schätzung der tatsächlich förderfähigen Fläche 
bzw. der geförderten Betriebe dar. Laut Angaben der Berater aus Bremen bewirtschaften 
Bremer Landwirte etwa 2 000 ha in Niedersachsen, die in den Flächenangaben der Land-
wirtschaftszählung Bremens nicht enthalten sind. Die dargestellte Schätzung, nach der in 
Bremen im Jahr 2004 ca. 104 % der potenziell förderfähigen Betriebe in den be-
nachteiligten Agrarzonen eine Ausgleichszulage erhalten und die tatsächlich geförderte 
Fläche in dieser Gebietskategorie einen Anteil von ca. 93 % der potenziell förderfähigen 
Fläche ausmacht, dürften daher verzerrt sein. In der Tendenz wurden in Bremen jedoch 
das Förderpotenzial voll ausgeschöpft. 
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Tabelle 4.6: Höhe der Ausgleichszulage und Veränderung in verschiedenen Betriebs-
gruppen und Gebietskategorien  

Geförderte Betriebe
insgesamt 2.389 2.467 2.496 3,35 3,26 1,15 56,9 2,23 1,11 -1,51

Quelle: Eigene Berechnungen anhand der Monitringdaten 2002, 2003 und 2004.

je geförderten Betrieb je geförderter Fläche

Ausgleichszulage

2002/01 2003/02 2004/03

Veränderung (%)

2003/02 2004/03 €

Veränderung (%)2002

€ € € 2002/01

2002 2003 2004

 

Die Höhe der Ausgleichszulage pro Betrieb liegt im Jahr 2002 bei durchschnittlich 2 390 € 
(Tabelle 4.6). Im Jahr 2003 ist die Ausgleichszulage um knapp 3,3 % auf 2 467 € und im 
folgenden Jahr um weitere 1,2 % auf 2 496 € gestiegen. Die Ausgleichszulage je geförder-
ter Fläche liegt im Jahr 2002 bei knapp 57 €/Hektar LF. 

4.5 Administrative Umsetzung mit Fokus auf Veränderung seit 2003  

Im Bericht der Halbzeitbewertung (vgl. Bernhards et al., 2003) für die Ausgleichszulagen-
förderung des Landes Bremen wurden in Kapitel 5.5 die a) organisatorische und instituti-
onelle Umsetzung, b) die Antragstellung, Bearbeitung und Bewilligung, c) die Begleitung 
der Maßnahme, d) das Finanzmanagement sowie e) die Durchführung der Bewertung der 
Maßnahme bereits ausführlich dargestellt. Es ergaben sich seit der Halbzeitbewertung kei-
ne grundsätzlichen Problempunkte. Die inzwischen gesammelte Erfahrung im Zuge des 
laufenden Bewertungsverfahrens liefert jedoch Hinweise, dass die Agrarverwaltung in 
Stadtstaaten im Vergleich zu den Flächenstaaten über geringere Kapazitäten verfügen und 
jede Verbesserung der Effizienz genutzt werden sollte. 

4.6 Beantwortung der kapitelspezifischen Bewertungsfragen 

4.6.1 Frage V.1 - Beitrag der Ausgleichszulage zur Kompensation von 
Einkommensnachteilen bzw. -verlusten  

Der Interventionslogik der EU folgend, soll die Ausgleichszulage natürliche Nachteile, die 
in den benachteiligten Gebieten zu höheren Produktionskosten und niedrigeren Erträgen 
führen, kompensieren und dadurch die Aufrechterhaltung der landwirtschaftlichen Tätig-
keit in den benachteiligten Gebieten bewirken. Mit Hilfe des EU-Programmindikators soll 
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das Einkommensdefizit ermittelt werden, das aus den höheren Kosten und geringeren Er-
trägen durch die natürlichen Nachteile entstanden ist (V.1-1.1.). Als weiterer Programm-
indikator (V.1-1.2) soll die Verteilungswirkung und damit die Effizienz und Wirksamkeit 
der Maßnahme überprüft werden. Für die Flächenstaaten Deutschlands konnte die Bewer-
tungsfrage V.1 hinreichend mit den buchführenden Testbetrieben beantwortet werden. Für 
Bremen enthält das Testbetriebsnetz keine vergleichbaren Daten. Da es trotz intensiver 
Bemühungen des Evaluators und der Senatsverwaltung für Wirtschaft und Häfen nicht 
gelungen ist, verwertbare Daten buchführender Betriebe mit einem entsprechenden Kenn-
größensatz, der auch die Analyse der Einkommenssituation erlaubt, zu bekommen, konnte 
in der Aktualisierung nicht näher auf die Beantwortung der Frage V.1 eingegangen wer-
den.  

4.6.2 Frage V.2 - Beitrag der Ausgleichszulage zur dauerhaften Nut-
zung landwirtschaftlicher Flächen  

 

 Bewertungskriterium/Bewertungsindikatoren Ergebnis 

V.2: In welchem Umfang haben die Ausgleichszahlungen zur dauerhaften Nutzung  

 landwirtschaftlicher Flächen beigetragen? 

V.2-1 Fortsetzung der Nutzung landwirtschaftlicher Flächen  

V.2-1.1 Änderung der landwirtschaftlichen Nutzfläche (LF) in 
benachteiligten Gebieten (in ha und in %) 2003/1999: 

+233 ha, das ent-
spricht 4,8 % 

Ein wichtiges Ziel der Ausgleichszulage besteht darin, den Fortbestand der landwirt-
schaftlichen Bodennutzung zu gewährleisten und somit zur Erhaltung einer lebensfähigen 
Gesellschaftsstruktur im ländlichen Raum beizutragen. Mit der Bewertungsfrage V.2 soll 
vor allem der erste Teil dieses Ziels, die Erhaltung der landwirtschaftlichen Bodennutzung 
durch die Ausgleichszulage bewertet werden. 

In Bremen wird das Ziel Beitrag zu einer möglichst flächendeckenden Landbewirtschaf-
tung in den benachteiligten Gebieten entsprechend der Zielanalyse als sehr wichtig (+++) 
beurteilt. Der Zielerreichung soll am Indikator „Der Anteil des Grünlands soll weitestge-
hend nicht abnehmen“ gemessen werden. Dieses Ziel wird unterlegt durch ein weiteres, 
ebenfalls als sehr wichtig beurteiltes Ziel Erhalt einer ausreichenden Anzahl landwirt-
schaftlicher Betriebe. Gemessen werden soll dieses Ziel am Indikator „Die zahlenmäßige 
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Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe (Schwerpunkt Haupterwerbsbetriebe) im 
Ausgleichszulagengebiet darf nicht unwesentlich schlechter verlaufen als außerhalb“.  

Bei der Auswertung der Sonderauswertung der Agrarstrukturerhebung (vgl. MB-Tabellen 
1 bis 3) fällt auf, dass die landwirtschaftliche Nutzfläche in Bremen – unabhängig von der 
Gebietskategorie zugenommen hat. Im benachteiligten Gebiet nimmt die LF sogar stärker 
zu (4,8 % zu 3,0 % im nicht benachteiligten Gebiet). Die Zunahme an landwirtschaftlicher 
Fläche dürfte auf das Betriebssitzprinzip6 zurückzuführen sein, da landwirtschaftliche Be-
triebe aus Bremen in Niedersachsen Flächen hinzu pachten. Den größten Anteil der LF im 
benachteiligten Gebiet nimmt Grünland ein (90,4 %). Der Grünlandanteil ist in den be-
nachteiligten Gebieten allerdings auf 84,3 % zurückgegangen. In den nicht benachteiligten 
Gebieten hat hingegen der GL-Anteil zugenommen. Das in Bremen anvisierte Ziel konnte 
somit nicht erreicht werden. Andererseits ist zu vermuten, dass ohne die Ausgleichszulage 
der DGL-Anteil noch mehr zurückgegangen wäre. Die Veränderung der DGL-Fläche spie-
gelt diese Entwicklungen entsprechend wider. Die Erhöhung der Grünlandfläche im nicht 
benachteiligten Gebiet dürfte zum Teil darauf zurückzuführen sein, dass es in den nicht 
benachteiligten Gebieten zu einem Ankauf von Ackerflächen durch das Land kam, die 
dann als Ausgleichsflächen in Grünland umgewandelt wurden und als Natura-2000-
Gebiete nur noch eingeschränkt genutzt werden können.  

Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe zeigt, dass der Rückgang der Betriebe 
im benachteiligten Gebiet (-11 %) wesentlich stärker verlaufen ist als im nicht benachtei-
ligten Gebiet (-0,7 %). Die aufgegebene landwirtschaftliche Fläche ist entsprechend den 
Zahlen der LF-Entwicklung von den übrigen Betrieben übernommen worden. Da kein 
Rückgang der LF zu beobachten ist und in den benachteiligten Gebieten die LF sogar zu-
genommen hat, scheint in Bremen keine besondere Gefahr des Brachfallens zu bestehen. 
Ob es ohne Ausgleichszulage zu einer geringeren Flächenzunahme oder zu einem Rück-
gang der LF gekommen wäre, ist sehr spekulativ. Das von Bremen gesteckte Ziel wurde 
zumindest erreicht. Flächenwachstum findet nur bei Betrieben mit EGE7 größer 100 statt. 
Dies trifft sowohl auf benachteiligte als auch auf nicht benachteiligte Gebiete zu.  

Bei der Beurteilung der Flächenentwicklung Bremens ist folgender Umstand zu berück-
sichtigen: In Bremen nimmt die Siedlungs- und Verkehrsfläche mit 56 % an der gesamten 
Fläche den größten Anteil ein. Die landwirtschaftliche Nutzfläche macht immerhin 31 % 
aus und spielt für die Stadt Bremen eine besonders große Rolle, da es sich im Speziellen 
bei dem benachteiligten Gebiet um ein stadtnahes Erholungsgebiet (für städtischen Kurz-

                                                 
6
  Bei der Agrarstrukturerhebung erfolgt die Anwendung des so genannten „Betriebssitzprinzips“, d.h. 

dass die Flächen eines Betriebes dem Gebiet zugeschlagen werden, in dem sich der Sitz des Betriebes 
befindet. Diese Vorgehensweise führt im Vergleich zum so genannten „Belegenheitsprinzip“ zu einer 
geringeren Trennschärfe der Gebietskategorien. 

7
  EGE = Europäische Größeneinheit ( EGE = 1 200 Euro StDB). 
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zeittourismus) handelt. Die Erhaltung der landwirtschaftlich genutzten Fläche ist hier be-
sonders wichtig. Von 1996 bis 2000 kam es bereits zu einer Reduzierung der landwirt-
schaftliche Nutzfläche um 2 %-Punkte Diese Flächenverluste sind auf die Ausdehnung des 
Anteils der Siedlungs- und Verkehrsfläche zurückzuführen, die sich im Betrachtungszeit-
raum um 2 %-Punkte erhöht hat. Insofern ist der Stop des Rückgangs der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche von hoher Bedeutung. Laut Aussagen der Berater nimmt in Bremen 
die landwirtschaftliche Nutzfläche eher in den nicht benachteiligten Gebieten ab, da es 
sich im benachteiligten Gebiet um Außenbereiche handelt, in denen nach § 35 des Bauge-
setzbuches nur eingeschränkte Bauvorhaben möglich sind. 

Tabelle 4.7: Kontextindikatoren für Bewertungsfrage V.2  

Indikator Einheit

Anteil
LNF an Gesamtfläche % 31,0 29,00
Siedl. und Verkehrsfläche % 54,0 56,00
WF an Gesamtfläche % 2,0 2,00

Quelle: Eigene Berechnungen anhand regionalstatistischer Daten (RegioStat 1996 und 2000).

Bremen insgesamt

1996 2000

 

4.6.3 Frage V.3 - Beitrag der Ausgleichszulage zur Erhaltung einer le-
bensfähigen Gesellschaftsstruktur im ländlichen Raum 

Die Abschätzung des Beitrags der Ausgleichszulage zur Erhaltung einer lebensfähigen 
Gesellschaftsstruktur im ländlichen Raum ist eine besondere Herausforderung im Bewer-
tungsverfahren. Dies liegt zum einen an dem indirekten und nur schwer zu quantifizierba-
ren Einfluss der Ausgleichszulage auf die Zielgröße, zum anderen an der Vielzahl der 
Maßnahmen sowie exogener Faktoren, die die Entwicklung des ländlichen Raums und das 
Ziel einer lebensfähigen Gesellschaftsstruktur beeinflussen. 

Vom Land Bremen wurde dieses Ziel als wichtig (++) eingeschätzt. Ein brauchbarer Be-
wertungsindikator konnte nicht gegeben werden. Für Bremen gilt es jedoch zu berücksich-
tigen, dass der ländliche Raum nur einen geringen Teil des Landes ausmacht. Nichtsdesto-
trotz hat die dauerhafte Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen und die Aufrechterhal-
tung der landwirtschaftlichen Tätigkeit ihre hohe Bedeutung. Insbesondere dient das 
landwirtschaftlich genutzte Gebiet als Naherholungsgebiet für die städtische Bevölkerung. 
Dabei kann es in Bremen durch die hohe Bevölkerungsdichte zu Zielkonflikten zwischen 
städtischer und ländlicher Bevölkerung bei der Nutzung der Flächen und der Landschaft 
kommen, die speziell in den benachteiligten Gebieten die bestehenden natürlichen 
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Nachteile noch verstärken können. Für eine quantitativ abgesicherte Beantwortung dieser 
Bewertungsfrage fehlen die entsprechenden statistischen Kenngrößen und Indikatoren.  

4.6.4 Frage V.4.A - Beitrag der Ausgleichszulage zum Schutz der Um-
welt  

Gemäß der Interventionslogik der Europäischen Kommission soll durch die Ausgleichs-
zulage und deren Kopplung an die Einhaltung der „guten fachliche Praxis“ oder darüber 
hinausgehender Standards die Aufrechterhaltung bzw. Förderung einer nachhaltigen Be-
wirtschaftung gesichert und ein Beitrag zum Schutz der Umwelt geleistet werden.  

In Deutschland ist die Zahlung der Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten an die 
Einhaltung der „guten landwirtschaftlichen Praxis“ gebunden. Es gibt bewusstermaßen 
keine Bewirtschaftungsauflagen, die über diese Standards hinausgehen, um Überschnei-
dungen zu den Agrarumweltmaßnahmen zu vermeiden. Trotz der fehlenden Standards 
kann aber davon ausgegangen werden, dass alle Betriebe, die die Ausgleichszulage erhal-
ten im Sinne dieser Regelung einen gewissen Beitrag zum Schutz der Umwelt leisten. Al-
lerdings dürfte hierbei die Lenkungswirkung der Ausgleichszulage, Landwirte zu einer 
über die gute landwirtschaftliche Praxis hinausgehenden, umweltschonenderen Bewirt-
schaftungspraxis anzuhalten, als eher gering einzustufen sein. Der Schutz der Umwelt ist 
somit ein Nebeneffekt der Ausgleichszulage und trifft auf 100 % der geförderten Flächen 
zu. Die Ausgleichszulage wirkt in Bezug auf das Umweltschutzziel indirekt. Bei einer 
Bindung des Umweltziels an höhere Standards ließe sich zwar die Lenkungswirkung der 
Ausgleichszulage erhöhen, gleichzeitig würde aber das bereits bestehende Problem der 
Zielüberfrachtung weiter zunehmen. 

Die seit 2004 an die Ausgleichszulage geknüpfte Tierbesatzobergrenze fordert, dass ein 
Betrieb von der Förderung ausgeschlossen wird, wenn seine Viehbesatzdichte mehr als 
zwei Großvieheinheiten je ha LF überschreitet und er nicht nachweisen kann, dass die 
Nährstoffbilanz auf den selbst bewirtschafteten Flächen ausgeglichen ist. Diese Regelung 
wurde auf Wunsch der Bundesländer durch die EU-Kommission bis mindestens Ende 
2005 ausgesetzt, über eine Verlängerung der Aussetzung wird nachgedacht. In Bezug auf 
eine weitere Extensivierung der Flächen würde die Anwendung der Verknüpfung von 
Ausgleichszulage an eine Tierbesatzgrenze einen Beitrag leisten können. Doch auch ohne 
diese Regelung lassen sich anhand der Agrarstrukturerhebungsdaten für die Jahre 1999 
und 2003 bereits Tendenzen einer sinkenden Viehdichte je ha erkennen: Der GVE-Besatz 
ist in den Futterbaubetrieben der benachteiligten Gebiete Bremens im Jahr 2003 gegenüber 
1999 von 144 auf 126 GVE/100 ha LF zurückgegangen. Im nicht benachteiligten Gebiet 
war der Rückgang ausgeprägter. Generell ist der Viehbesatz in den benachteiligten Gebie-
ten höher als in den nicht benachteiligten Gebieten (vgl. MB-Tabelle 2).  
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Angaben zur Teilnahme an Agrarumweltmaßnahmen oder Aufwendungen für Pflanzen-
schutz- oder Düngemittel, wie sie zur Beantwortung dieser Bewertungsfrage üblicherweise 
herangezogen werden, können für Bremen nicht gemacht werden, da es an entsprechenden 
Daten in der Aktualisierung der Halbzeitbewertung fehlt. In der Ex-post- Bewertung sollte 
versucht werden, die Auswertung der Inanspruchnahme der Agrarumweltmaßnahmen in 
benachteiligten Gebieten im Vergleich zu nicht benachteiligten Gebieten zu wiederholen. 

Fazit: Die bisherigen Auswertungen erlauben auf Grund der schlechten Datenbasis keine 
abschließende Beurteilung, vielmehr können nur Tendenzaussagen gemacht werden. Da-
nach scheint es so zu sein, dass in den benachteiligten Gebieten zwar tendenziell intensi-
ver gewirtschaftet wird als in den nicht benachteiligten Gebieten, aber allgemein auf sehr 
niedrigem Niveau. Durch spätere Auswertungen sind die Ergebnisse zu validieren. Bislang 
lässt sich der Beitrag der Ausgleichszulage an Umweltzielen daran festmachen, dass posi-
tive Umwelteffekte dadurch entstehen können, dass durch die Ausgleichszulage sehr ex-
tensiv bewirtschaftete Flächen weiter in der Nutzung gehalten werden. Um den Anteil der 
Ausgleichszulage an diesen positiven Umwelteffekten ausreichend bewerten zu können, 
wären jedoch gezielte Untersuchungen notwendig, die im Rahmen der Aktualisierung der 
Halbzeitbewertung noch nicht durchgeführt werden konnten. 

4.6.5 Zusätzliche regionalspezifische Fragen 

4.6.5.1 Erhalt der Kulturlandschaft (R1) 

Entsprechend dem seit der Halbzeitbewertung unverändert belassenen regionalspezifi-
schen Ziel soll die Ausgleichszulage in Bremen einen Beitrag zur Aufrechterhaltung der 
Bewirtschaftung der Kulturlandschaft leisten. Das als sehr wichtig (+++) eingestufte Ziel 
sieht vor, dass durch die Ausgleichszulage der Anteil der LF im benachteiligten Gebiet 
nicht stärker abnimmt als außerhalb des benachteiligten Gebiets. Wegen der Affinität zu 
den Bewertungsfragen V.2 und V.3 wird für die Beantwortung im Folgenden auf Indikato-
ren zurückgegriffen, die bereits bei der Beantwortung der entsprechenden kapitelspezifi-
schen Frage verwendet wurden. Einschränkend ist jedoch anzumerken, dass neben der 
Ausgleichszulage weitere Maßnahmen der Agrarpolitik (einzelbetriebliche Investitions-
förderung, Flurneuordnung etc.) sowie Einflüsse der regionalen Wirtschafts- und Infra-
strukturpolitik beteiligt sind, deren Wirkungen an dieser Stelle nicht quantifiziert werden 
können. 

Generell ist es für Ziele wie die Sicherung einer Kulturlandschaft schwierig, geeignete 
operationalisierbare Indikatoren zu definieren. Allein die Offenhaltung einer Landschaft 
gemessen am Indikator einer dauerhaften und flächendeckenden Landbewirtschaftung, 
wird dem Ziel nur unzureichend gerecht. Der Nutzen von offener Kulturlandschaft hängt 
von dessen Angebot, also der Vielfalt und dem Wechsel einer Landschaft oder typischer 
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Landschaftsmerkmale und der regional unterschiedlichen Nachfrage nach dieser Land-
schaft ab. Es handelt sich um eine historisch unterschiedlich gewachsene Größe die zudem 
regional sehr unterschiedlich empfunden und wahrgenommen wird. 

In Bremen soll mit der Ausgleichszulage erreicht werden, dass der Rückgang der Kultur-
landschaft in den benachteiligten Gebieten prozentual nicht höher ist als in den nicht be-
nachteiligten Gebieten. Hinweise auf die Erreichung dieses Ziels lassen sich allenfalls aus 
Erkenntnissen in anderen Ländern und den vorgesehenen Fallstudien geben. Die Entwick-
lung der LF als ein Hinweis für die Erreichung dieses Ziels lässt in Bremen vermuten, dass 
dieses Ziel partiell erreicht wurde. 

4.6.5.2 Beitrag zur Pflege der Kulturlandschaft im Einklang mit öko-
logischen Erfordernissen (R2) 

Mit dem zweiten regionalspezifischen Ziel soll in Bremen die Ausgleichszulage einen Bei-
trag zur Erhalt der Kulturlandschaft im Einklang mit ökologischen Erfordernissen leisten. 
Zugleich besteht mit dem als sehr bedeutend eingestuften Ziel (+++) das Anliegen, einen 
Beitrag zur Erhaltung einer standortgerechten Landwirtschaft leisten zu können. Das Ziel 
gilt als erreicht, wenn der Grünlandanteil konstant bleibt. Die Zahlen zur Veränderung des 
Dauergrünlands sind aufgrund statistischer Einflüsse, insbesondere durch solche des Be-
triebssitzprinzips, eher zurückhaltend zu interpretieren. Die Expertengespräche lieferten 
Hinweise, wonach die GL-Fläche kaum zurückgeht und somit der Beitrag für die Erhal-
tung des Landschaftsbildes gesichert ist. Weitere Erkenntnisse sind wie auch für die Be-
wertungsfrage V.3 allenfalls aus den Ergebnissen anderer Untersuchungen und ggf. aus 
den geplanten Fallstudien, die in anderen Ländern durchgeführt werden sollen, zu erwar-
ten.  

4.7 Gesamtbetrachtung der angebotenen Maßnahmen  

4.7.1 Gesamtbetrachtung der angebotenen Maßnahmen hinsichtlich 
Inanspruchnahme und erzielter Wirkungen 

Das Förderinstrument der Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten wurde in Bremen 
über den gesamten Förderzeitraum in Anspruch genommen. Es werden jährlich ca. 110 
Betriebe – mit Tendenz zu leichtem Rückgang – gefördert. Die Inanspruchnahme der 
Maßnahme lässt auf eine hohe Attraktivität der Maßnahme schließen. Dies entspricht den 
Erwartungen des Landes (s. Lagebericht 2003). Die Wirkung der Ausgleichszulage lässt 
sich allerdings vor dem Hintergrund der dünnen Datengrundlage nicht hinreichend beur-
teilen.  
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4.7.2 Gesamtbetrachtung der angebotenen Maßnahme hinsichtlich der 
Umsetzung und Empfehlungen der Halbzeitbewertung 

Zur Zeit der Halbzeitbewertung wurden keine Empfehlungen zu einer Veränderung der 
Ausgestaltung der Landesrichtlinie bzw. zu einer Veränderung der Förderabwicklung ge-
geben. Es wurde lediglich angemerkt, dass der Verwaltungsaufwand für eine Maßnahme 
mit so wenigen Förderempfängern recht hoch ist. 

4.8 Auswirkungen der GAP-Reform und ELER-VO auf die Förderpe-
riode 2007 bis 2013 

4.8.1 Auswirkungen der GAP-Reform 

In Deutschland werden seit dem Jahr 2005 die bisherigen Flächen- und Tierprämien von 
der landwirtschaftlichen Produktion fast vollständig im Rahmen des so genannten Kom-
bimodells entkoppelt. Landwirtschaftliche Betriebe können betriebsindividuelle sowie 
flächenbezogene Zahlungsansprüche erwerben, die aufgrund eines Referenzzeitraumes 
vergeben werden. Dabei spielt die bewirtschaftete Fläche und die Anzahl der prämienbe-
rechtigten Tiere, die in dem Referenzzeitraum gehalten werden, die entscheidende Rolle. 
Die im Folgenden angestellten Betrachtungen und Einschätzungen stützen sich auf Litera-
turauswertungen, die Ergebnisse in verschiedenen Ländern durchgeführten Beraterwork-
shops bzw. im Interview geäußerten Einschätzungen sowie auf die Expertengespräche mit 
Vertretern der Länderministerien (vgl. Kap. 4.2.2). 

Generell sind zum jetzigen Zeitpunkt die Auswirkungen der GAP-Reform im Allgemeinen 
und im Speziellen für die Betriebe in benachteiligten Gebieten schwer abzuschätzen. Aus 
dem mit den landwirtschaftlichen Beratern der Kammer in Bremen geführten Gespräch 
stellte sich heraus, dass nach deren Einschätzung die Bremer Landwirte im benachteiligten 
Gebiet von der GAP-Reform tendenziell profitieren werden, da diese Betriebe in der Regel 
sehr extensiv wirtschaften, weshalb sie über die zu erwartende Grünlandprämie mögli-
cherweise mehr Prämien bekommen als vorher. Weiterhin besteht bei ihnen die Möglich-
keit, an Extensivierungsprogrammen teilzunehmen. Dies ist eine Einschätzung wie sie 
teils auch aus anderen Veröffentlichungen resultiert. Die Anzahl der mutterkuhhaltenden 
Betriebe ist zum Teil sehr groß und diese Gruppe von Bremer Betrieben verfügt meist über 
große Herden, so dass auch hier viele Prämienansprüche geltend gemacht werden können. 
Dennoch wird befürchtet, dass durch die neuen agrarpolitischen Rahmenbedingungen und 
durch die zu erwartenden niedrigen Milchpreise einige Betriebe zur Aufgabe gezwungen 
werden. Diese Angaben sind allerdings nicht quantifizierbar. Über die Möglichkeit einer 
vollständigen Abstockung der Tierbestände im Zuge der GAP-Reform und der Option, die 
landwirtschaftlichen Flächen nur noch im Sinne des Erhaltes eines guten landwirtschaftli-
chen und ökologischen Zustands zu bewirtschaften, wurden keine Angaben gemacht. 
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4.8.2 Auswirkung der ELER-VO 

Die ELER-VO8 sieht folgende Vorschläge zur Neugestaltung vor: 

– degressive Staffelung der Förderung in Abhängigkeit vom förderfähigen Flächenum-
fang zur Vermeidung von Überkompensationen, 

– Abgrenzung der Gebietskulissen und -kategorien anhand von objektiven und zeitlich 
stabilen Kriterien, d.h. eine stärkere Berücksichtigung der natürlichen Ertragskraft 
von Boden einschließlich der klimatischen Verhältnisse, 

– Erhöhung der AZ im Fall naturbedingter Nachteile auf einen Förderhöchstsatz von 
250 €/ha, 

– Reduzierung der AZ in Gebieten mit anderen Benachteiligungen auf einen Förder-
höchstsatz von 150 €/ha, 

– Wegfall der Option, den Mindestfördersatz von 25 € kürzen zu können,  

– Wegfall einer Mindestbewirtschaftungsfläche als Fördervoraussetzung. 

Zur Neuabgrenzung der Gebiete nach dem oben genannten Vorschlag der ELER-VO lässt 
sich für Bremen feststellen, dass eine reine Beschränkung auf Abgrenzungskriterien der 
natürlichen Benachteiligung theoretisch als sinnvoll angesehen werden kann, da hier tat-
sächlich eine natürliche Benachteiligung (hohe Entwässerungskosten, hoher Grabenanteil) 
vorliegt. Prinzipiell wäre auch ein Festhalten an der LVZ zu begrüßen, vor allem, wenn, 
wie in den Beraterworkshops angesprochen, eine Verbesserung hinsichtlich einer verstärk-
ten Berücksichtigung des Klimas (z.B. Niederschlagsmenge) und der Aktualisierung von 
Bodenzahlen vorgenommen wird.  

Es wäre jedoch auch zu überlegen, ob für die benachteiligten Flächen von Bremen nicht 
der Status der „Gebiete mit spezifischen Nachteilen“ die speziellen Bedürfnisse besser 
treffen würde, da die benachteiligten Gebiete zum Teil als stadtnahes Erholungsgebiet 
wahrgenommen werden und durch die touristische Nutzung der Gebiete der landwirt-
schaftlichen Tätigkeit zum Teil nur sehr eingeschränkt nachgegangen werden kann. 

                                                 
8
  Verordnung über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums. 
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4.9 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

4.9.1 Grundsätzliche Empfehlungen 

Wie bereits in der Zwischenbewertung dargestellt, sind die Schwierigkeiten bei der Ab-
schätzung der Wirkungen der Ausgleichszulage und der Beantwortung der Bewertungsfra-
gen vielfältig und erschweren Schlussfolgerungen sowie die Ableitung von Empfehlungen. 
Eine Beurteilung der Wirkungen der Ausgleichszulage ist in Bremen vor allem dadurch 
erschwert, dass für die meisten Indikatoren keine Daten vorliegen. Auch das Fehlen einer 
geeigneten Referenzgruppe stellt ein methodisches Problem dar.  

Für die Ausgleichszulage empfiehlt sich aus den Erfahrungen der zentral durchgeführten 
(Meta-)Evaluation zukünftig ein Bewertungsverfahren im Baukastensystem. Je nach Da-
tenlage bietet sich eine gezielte nicht horizontale Tiefenanalyse an, welche auf Primärer-
hebungen und regionale Fallstudien sowie thematischen Untersuchungen beruht. Hier-
durch könnten gerade in Bremen bestehende Lücken relativ einfach geschlossen werden. 

4.9.2 Empfehlungen für den verbleibenden Programmplanungs-
zeitraum 

Zum aktuellen Zeitpunkt gibt es keine Hinweise, dass eine Änderung der Landesrichtlinie 
bzw. eine Änderung des Verfahrens notwendig wäre, um die Effizienz bzw. Effektivität 
der Maßnahme zu erhöhen. 

4.9.3 Empfehlungen für die neue Programmierung 2007 bis 2013 

Aus Haushaltsgründen wird in Bremen über eine Abschaffung der Ausgleichszulage zum 
nächsten Programmzeitpunkt nachgedacht. Die ersten Einschätzungen, wie sich die GAP-
Reform auf die landwirtschaftlichen Betriebe und die Erreichung der Ziele der Aus-
gleichszulage auswirkt, könnten diese Vorgehensweise stützen. Andererseits kann es im 
Zuge der ELER-Verordnung zu einer Neuabgrenzung der benachteiligten Gebiete mit 
Auswirkungen für Bremen kommen. Aus Sicht des Evaluators sollte Bremen vorsorglich 
prüfen, ob es Sinn macht, die benachteiligten Flächen in Bremen zukünftig nicht als be-
nachteiligte Agrarzonen sondern als „Gebiete mit spezifischen Nachteilen“9 zu deklarie-
ren. Durch die starke Frequentierung der landwirtschaftlichen Flächen durch die städtische 
Bevölkerung zu Erholungszwecken treten Nutzungseinschränkungen auf, die eher den 
Spezifika der Kleinen Gebiete entsprechen. 

                                                 
9
 VO 490/2004 (KOM) – ELER-Verordnung, Artikel 47, Ziffer 3 b). 
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Ferner könnten für Bremen ähnliche Staatsvertragsüberlegungen, wie sie bereits zwischen 
Brandenburg und Berlin bestehen, zum Nachbarland Niedersachsen interessant sein, um 
die administrative Umsetzung des EPLR und die Förderabwicklung zu vereinfachen und 
administrative Kosten zu sparen bzw. die knappen Personalressourcen effizienter nutzen 
zu können. Da jedoch Niedersachsen die Ausgleichszulagenförderung ausgesetzt hat, dürf-
te der Nutzenzuwachs in diesem Bereich etwas geringer sein.  
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4.10 Zusammenfassung  

Inanspruchnahme 

– Die Summe der Ausgleichszulagenförderung in Bremen ist seit dem Jahr 2002 nahezu kon-
stant. 

– Die Zahl der geförderten Betriebe ist gesunken, die Fläche hat zugenommen, was im Ver-
gleich zur Halbzeitbewertung zu einer niedrigeren Ausgleichszulage je ha LF geführt hat. 

– Die Inanspruchnahme der Maßnahme ist als sehr hoch einzuschätzen und entspricht den Er-
wartungen des Landes. 

Wesentliche Wirkung 

– Die Wirkung der Ausgleichszulage lässt sich vor dem Hintergrund der dünnen Datengrundla-
ge nicht hinreichend beurteilen.  

Stärken und Schwächen des Förderkapitels  

– Für Bremen konnten aufgrund der fehlenden Daten kaum quantitative Aussagen getroffen 
werden.  

– Hier wäre eine Vollerhebung notwendig, um Aussagen zur Wirkung der Ausgleichszulage 
treffen zu können, die aber aus zeitlichen und finanziellen Gründen nicht vorgenommen wer-
den kann. Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Erkenntnisse aus den übrigen für die Ex-post-
Bwertung geplanten Fallstudien auf das benachteiligte Gebiet in Bremen übertragen werden 
können. 

– Generell erschwert die vielfältige Zielsetzung und mangelnde Gewichtung eine Bewertung. 

Wesentliche Empfehlungen 

Aus Haushaltsgründen wird in Bremen über eine Abschaffung der Ausgleichszulage zum 
nächsten Programmzeitpunkt nachgedacht. Die ersten Einschätzungen, wie sich die GAP-
Reform auf die landwirtschaftlichen Betriebe und die Erreichung der Ziele der Aus-
gleichszulage auswirkt, könnten diese Vorgehensweise stützen. Andererseits kann es im 
Zuge der ELER-Verordnung zu einer Neuabgrenzung der benachteiligten Gebiete mit 
Auswirkungen für Bremen kommen. Aus Sicht des Evaluators sollte Bremen vorsorglich 
prüfen, ob es Sinn macht, die benachteiligten Flächen in Bremen zukünftig nicht als Be-
nachteiligte Agrarzonen sondern als „Gebiete mit spezifischen Nachteilen“

10
 zu deklarie-

ren. Durch die starke Frequentierung der landwirtschaftlichen Flächen durch die städtische 
Bevölkerung zu Erholungszwecken treten Nutzungseinschränkungen auf, die eher den 
Spezifika der Kleinen Gebiete entsprechen. 
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MB-Tabelle 1: Indikatoren zur Beschreibung der agrarstrukturellen Situation ldw. Be-
triebe insgesamt in benachteiligten und nicht benachteiligten Gebieten 
1999 und 2003 

Betriebsbereich Landwirtschaft insgesamt

LF (99) ha 8.554 3.683 4.871 . . 4.871
LF (03) ha 8.897 3.793 5.104 . . 5.104
Veränd. LF (03/99) ha 343 110 233 . . 233
Veränd. LF (03/99) % 4,0 3,0 4,8 . . 4,8

L-Betriebe insgesamt (99) Anzahl 252,0 135,0 117,0 . . 117,0
L-Betriebe insgesamt (03) Anzahl 238,0 134,0 104,0 . . 104,0
Veränd. L-Betriebe (03/99) Anzahl -14,0 -1,0 -13,0 . . -13,0
Veränd. L-Betriebe (03/99) % -5,6 -0,7 -11,1 . . -11,1

LF je Betrieb (99) ha 33,9 27,3 41,6 . . 41,6
LF je Betrieb (03) ha 37,4 28,3 49,1 . . 49,1

Veränd. der Betr. mit EGE bis 16 (03/99) % 5,7 16,4 -10,2 . . -10,2
Veränd. der Betr. mit EGE 16 bis 40 (03/99) % -24,4 -15,4 -36,8 . . -36,8
Veränd. der Betr. mit EGE  40 bis 100 (03/99) % -40,3 -50,0 -34,8 . . -34,8
Veränd. der Betr. mit EGE größer 100 (03/99) % 146,2 40,0 500,0 . . 500,0

Anteil F-Betriebe (99) % 73,8 60,0 89,7 . . 89,7
Anteil F-Betriebe (03) % 81,1 71,6 93,3 . . 93,3

Anteil Ackerbau-Betriebe (99) % 4,8 6,7 2,6 . . 2,6
Anteil Ackerbau-Betriebe (03) % 4,2 6,0 1,9 . . 1,9

Anteil NE (99) % 36,1 37,0 35,0 . . 35,0
Anteil NE (03) % 47,9 54,5 39,4 . . 39,4
Veränd. NE-Betriebe (03/99) Anzahl 23,0 23,0 . . . 0,0
Veränd. NE-Betriebe (03/99) % 25,3 46,0 . . . 0,0

DGL-Anteil (99) % 81,3 69,3 90,4 . . 90,4
DGL-Anteil (03) % 82,3 79,5 84,3 . . 84,3
Veränd. DGL (03/99) ha 367 463 -96 . . -96
Veränd. DGL (03/99) % 5,3 18,1 -2,2 . . -2,2

Anteil Silomais an LF (99) % 4,1 1,9 5,8 . . 5,8
Anteil Silomais an LF (03) % 4,1 1,8 5,9 . . 5,9
Veränd. Silomaisfläche (03/99) ha 15 -2 17 . . 17
Veränd. Silomaisfläche (03/99) % 4,2 -2,8 6,0 . . 6,0

GV je 100 ha LF (99) Anzahl 122,6 97,7 141,4 . . 141,4
GV je 100 ha LF (03) Anzahl 104,2 89,3 115,3 . . 115,3
Veränd. der GV (03/99) Anzahl -18,3 -8,4 -26,0 . . -26,0
Veränd. der GV (03/99) % -15,0 -8,6 -18,4 . . -18,4

Veränd. der LF von Betr. mit EGE bis 16 (03/99) ha 112 223 -110 . . -110
Veränd. der LF von Betr. mit EGE bis 16 (03/99) % 6,6 23,7 -14,8 . . -14,8
Veränd. der LF von Betr. mit EGE 16  bis 40 (03/99) ha -220 40 -262 . . -262
Veränd. der LF von Betr. mit EGE 16 bis 40 (03/99) % -13,8 6,3 -27,4 . . -27,4
Veränd. der LF von Betr. mit EGE  40  bis 100 (03/99) ha -1.581 -618 -964 . . -964
Veränd. der LF von Betr. mit EGE 40 bis 100 (03/99) % -35,3 -40,2 -32,8 . . -32,8
Veränd. der LF von Betr. mit EGE  größer 100 (03/99) ha 2.032 463 1.568 . . 1.568
Veränd. der LF von Betr. mit EGE größer 100 (03/99) % 254,0 81,5 673,0 . . 673,0

Gebiet zusammen

Benachteiligte Kleines
benachteiligtes Gebiet Agrarzone Gebiet

Insgesamt Nicht Benachteiligtes Berggebiet

AKE (99) Anzahl 434 264 170 . . 170
AKE1)  (03) Anzahl 377 225 152 . . 152
Veränd. AKE1)  (03/99) Anzahl -57 -39 -18 . . -18
Veränd. AKE1)  (03/99) % -13,1 -14,8 -10,6 . . -10,6

Anteil vollbeschäft. AK (99) % 49,1 51,1 46,2 . . 46,2
Anteil vollbeschäft. AK (03) % 36,7 36,5 37,0 . . 37,0

AKE je 100 ha LF (99) Anzahl 5,1 7,2 3,5 . . 3,5
AKE je 100 ha LF1) (03) Anzahl 4,2 5,9 3,0 . . 3,0

Anteil Betriebe mit Unterkünften (99) % 0,8 0,7 0,9 . . 0,9

Anteil Betr. mit Inhaber >= 45 Jahre (99) % 67,9 66,7 69,2 . . 69,2
Anteil Betr. mit Hofnachfolger an Betr. deren Inhaber 45 Jahre u.ä. ist (99) % 40,4 36,6 49,4 . . 49,4

Pachtflächenanteil (99) % 53,8 59,1 49,8 . . 49,8
Pachtpreis (99) €/ha LF 140,6 168,7 119,6 . . 119,6

. = nicht vorhanden bzw. weniger als 3 Betriebe in der Gruppe.
1) Die Unterschiede zwischen 99 und 03 können z.T. auf die im Zeitraum geänderte Erhebungs- und Berechnungsmethode zurückzuführen sein.
Quelle: Eigene Ermittlung anhand der Agrarstrukturerhebung 1999 und 2003 (unveröffentlichte Sonderauswertung durch das StBA).  
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MB-Tabelle 2: Indikatoren zur Beschreibung der agrarstrukturellen Situation der Fut-
terbaubetriebe in benachteiligten und nicht benachteiligten Gebieten 
1999 und 2003 

Futterbaubetriebe

F-Betriebe (99) Anzahl 186 81 105 . . 105
F-Betriebe (03) Anzahl 193 96 97 . . 97
Veränd. F-Betriebe (03/99) Anzahl 7 15 -8 . . -8
Veränd. F-Betriebe (03/99) % 3,8 18,5 -7,6 . . -7,6

Anteil Milchviehbetriebe (99) % 40,9 23,5 54,3 . . 54,3
Anteil Milchviehbetriebe (03) % 34,7 19,8 49,5 . . 49,5

Anteil Aufzucht- und Mastbetriebe (99) % 19,9 22,2 18,1 . . 18,1
Anteil Aufzucht- und Mastbetriebe (03) % 18,7 22,9 14,4 . . 14,4

Veränd. der Betr. mit EGE bis 16 (03/99) % 15,5 25,0 2,3 . . 2,3
Veränd. der Betr. mit EGE 16 bis 40 (03/99) % -23,1 0,0 -35,3 . . -35,3
Veränd. der Betr. mit EGE  40 bis 100 (03/99) % -37,0 -54,5 -32,6 . . -32,6
Veränd. der Betr. mit EGE größer 100 (03/99) % 566,7 600,0 550,0 . . 550,0

Anteil NE (99) % 39,8 46,9 34,3 . . 34,3
Anteil NE (03) % 50,8 60,4 41,2 . . 41,2
Veränd. NE-Betriebe (03/99) Anzahl 24 20 4 . . 4
Veränd. NE-Betriebe (03/99) % 32,4 52,6 11,1 . . 11,1

Anteil Silomais an LF (99) % 4,7 2,8 5,6 . . 5,6
Anteil Silomais an LF (03) % 4,9 2,4 6,4 . . 6,4
Veränd. Silomaisfläche (03/99) ha 37 4 33 . . 33
Veränd. Silomaisfläche (03/99) % 11,2 6,2 12,5 . . 12,5

GV je 100 ha LF (99) Anzahl 140,0 131,2 144,3 . . 144,3
GV je 100 ha LF (03) Anzahl 119,9 109,7 126,2 . . 126,2
Veränd. der GV (03/99) Anzahl -20,0 -21,4 -18,1 . . -18,1
Veränd. der GV (03/99) % -14,3 -16,4 -12,6 . . -12,6

Veränd. der LF von Betr. mit EGE bis 16 (03/99) ha 173 213 -39 . . -39
Veränd. der LF von Betr. mit EGE bis 16 (03/99) % 11,5 25,6 -5,8 . . -5,8
Veränd. der LF von Betr. mit EGE 16  bis 40 (03/99) ha -146 121 -268 . . -268
Veränd. der LF von Betr. mit EGE 16 bis 40 (03/99) % -11,2 31,0 -29,2 . . -29,2
Veränd. der LF von Betr. mit EGE 40  bis 100 (03/99) ha -1.404 -478 -925 . . -925
Veränd. der LF von Betr. mit EGE 40 bis 100 (03/99) % -36,4 -49,7 -31,9 . . -31,9
Veränd. der LF von Betr. mit EGE größer 100 (03/99) ha 1.852 670 1.182 . . 1.182
Veränd. der LF von Betr. mit EGE größer 100 (03/99) % 517,3 489,1 534,8 . . 534,8

AKE  (99) Anzahl 280 129 151 . . 151
AKE1)  (03) Anzahl 268 141 127 . . 127
Veränd. AKE1)  (03/99) Anzahl -12 12 -24 . . -24
Veränd. AKE1)  (03/99) % -4,3 9,3 -15,9 . . -15,9

Anteil vollbeschäft. AK (99) % 48,3 50,7 46,3 . . 46,3
Anteil vollbeschäft. AK (03) % 38,0 35,6 40,8 . . 40,8

AKE je 100 ha LF (99) Anzahl 4,0 5,6 3,2 . . 3,2
AKE je 100 ha LF1) (03) Anzahl 3,6 5,0 2,7 . . 2,7

Anteil Betriebe mit Unterkünften (99) % 1,1 1,2 1,0 . . 1,0

Anteil Betr. mit Inhaber >= 45 Jahre (99) % 67,7 63,0 71,4 . . 71,4
Anteil Betr. mit Hofnachfolger an Betr. deren Inhaber 45 Jahre u.ä. ist (99) % 43,7 35,3 49,3 . . 49,3

Pachtflächenanteil (99) % 54,5 65,8 48,9 . . 48,9
Pachtpreis (99) €/ha LF 123,2 145,7 111,0 . . 111,0

. = nicht vorhanden bzw. weniger als 3 Betriebe in der Gruppe.
1) Die Unterschiede zwischen 99 und 03 können z.T. auf die im Zeitraum geänderte Erhebungs- und Berechnungsmethode zurückzuführen sein.
Quelle: Eigene Ermittlung anhand der Agrarstrukturerhebung 1999 und 2003 (unveröffentlichte Sonderauswertung durch das StBA).

Insgesamt Nicht Benachteiligtes Berggebiet

Gebiet zusammen

Benachteiligte Kleines
benachteiligtes Gebiet Agrarzone Gebiet
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Marktfruchtbetriebe

M-Betriebe (99) Anzahl 12 9 . . . .
M-Betriebe (03) Anzahl 10 8 . . . .
Veränd. M-Betriebe (03/99) Anzahl -2 -1 . . . .
Veränd. M-Betriebe (03/99) % -16,7 -11,1 . . . .

Veränd. der Betr. mit EGE bis 16 (03/99) % 16,7 75,0 . . . .
Veränd. der Betr. mit EGE 16 bis 40 (03/99) % -100,0 -100,0 . . . .
Veränd. der Betr. mit EGE  40 bis 100 (03/99) % -100,0 -100,0 . . . .
Veränd. der Betr. mit EGE größer 100 (03/99) % 50,0 -50,0 . . . .

Anteil NE (99) % 33,3 33,3 . . . .
Anteil NE (03) % 70,0 87,5 . . . .
Veränd. NE-Betriebe (03/99) Anzahl 3 4 . . . .
Veränd. NE-Betriebe (03/99) % 75,0 133,3 . . . .

Anteil Silomais an LF (99)
Anteil Silomais an LF (03)
Veränd. Silomaisfläche (03/9
Veränd. Silomaisfläche (03/9

Veränd. der LF von Betr. m
Veränd. der LF von Betr. m
Veränd. der LF von Betr. m
Veränd. der LF von Betr. m
Veränd. der LF von Betr. m
Veränd. der LF von Betr. m
Veränd. der LF von Betr. m
Veränd. der LF von Betr. m

AKE  (99)
AKE1)  (03)
Veränd. AKE1)  (03/99)
Veränd. AKE1)  (03/99)

Anteil vollbeschäft. AK (99)
Anteil vollbeschäft. AK (03)

AKE je 100 ha LF (99)
AKE je 100 ha LF1) (03)

.  = nicht vorhanden bzw. wenige
1) Die Unterschiede zwisch
Quelle: Eigene Ermittlung an

Insgesamt Nicht Benachteiligtes Berggebiet

Gebiet zusammen

Benachteiligte Kleines
benachteiligtes Gebiet Agrarzone Gebiet

MB-Tabelle 3: Indikatoren zur Beschreibung der agrarstrukturellen Situation der  

% . . . . . .
% . . . . . .

9) ha . . . . . .
9) % . . . . . .

it EGE bis 16 (03/99) ha 30 38 . . . .
it EGE bis 16 (03/99) % 44,8 64,4 . . . .
it EGE 16  bis 40 (03/99) ha -90 -90 . . . .
it EGE 16 bis 40 (03/99) % -100,0 -100,0 . . . .
it EGE  40  bis 100 (03/99) ha -120 -84 . . . .
it EGE 40 bis 100 (03/99) % -100,0 -100,0 . . . .
it EGE  größer 100 (03/99) ha 193 -202 . . . .
it EGE größer 100 (03/99) % 46,3 -48,4 . . . .

Anzahl 15 11 . . . .
Anzahl 11 6 . . . .
Anzahl -4 -5 . . . .
% -26,7 -45,5 . . . .

% 37,0 31,8 . . . .
% 15,2 20,0 . . . .

Anzahl 2,2 1,7 . . . .
Anzahl 1,6 1,9 . . . .

r als 3 Betriebe in der Gruppe.
en 99 und 03 können z.T. auf die im Zeitraum geänderte Erhebungs- und Berechnungsmethode zurückzuführen sein.

hand der Agrarstrukturerhebung 1999 und 2003 (unveröffentlichte Sonderauswertung durch das StBA).  

Marktfruchtbetriebe in benachteiligten und nicht benachteiligten 
Gebieten 1999 und 2003 
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MB-Tabelle 4: Vergleich regionalstatistischer Indikatoren der Zwischenbewertung 2000 bis 2003 mit neueren Daten für das gesamte 
Bundesland 

insgesamt

Siedlungs- und Landwirtschafts- Waldfläche Siedlungs- und Landwirtschaftsfläche Waldfläche
Verkehrsfläche fläche Verkehrsfläche

insgesamt insgesamt
ha ha ha ha % % %

2000-12 40.428 22.578 11.812 786 55,8 29,2 1,9

1996-12 40.428 21.801 12.472 750 53,9 30,8 1,9

Quelle: Eigene Auswertung anhand der RegionStatdaten 1996 und 2000.

davon Anteil

Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung
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MB-Tabelle 5: Betriebe, Flächen und Ausgaben der Ausgleichszulagenförderung in den benachteiligten Gebieten nach Betriebs-
gruppen im Berichtsjahr 2002  

Geför-

derte LF Acker- Auffor- Futter- insgesamt EU Bund Land je je je
Be- insges. fläche stungs- fläche Betrieb ha LF ha AF

triebe fläche

ha ha ha ha € € € € € € €

Benachteiligte Agrarzonen
Betriebe insgesamt
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Kleine Gebiete
Betriebe insgesamt 111 4.658 4.658 265.229 132.615 79.569 53.046 2.389 56,9 .
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Berggebiete
Betriebe insgesamt
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Insgesamt 111 4.658 0 0 4.658 265.229 132.615 79.569 53.046 2.389 56,9 .

Quelle: Förderdaten des Landes Bremen.

Geförderte Fläche Öffentlichen Ausgaben Ausgleichszulage

 

 



 

MB-Tabelle 6: Betriebe, Flächen und Ausgaben der Ausgleichszulagenförderung in den benachteiligten Gebieten nach Betriebs-
gruppen im Berichtsjahr 2003  
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Geför-

derte LF Acker- Auffor- Futter- insgesamt EU Bund Land je je je
Be- insges. fläche stungs- fläche Betrieb ha LF ha AF

triebe fläche

ha ha ha ha € € € € € € €

Benachteiligte Agrarzonen
Betriebe insgesamt
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Kleine Gebiete
Betriebe insgesamt 108 4.628 - 4.628 266.464 133.232 79.939 53.293 2.467 57,6 .
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Berggebiete
Betriebe insgesamt
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Insgesamt 108 4.628 0 0 4.628 266.464 133.232 79.939 53.293 2.467 57,6 .

Quelle: Förderdaten des Landes Bremen.

Geförderte Fläche Öffentlichen Ausgaben Ausgleichszulage
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MB-Tabelle 7: Betriebe, Flächen und Ausgaben der Ausgleichszulagenförderung in den benachteiligten Gebieten nach Betriebs-
gruppen im Berichtsjahr 2004  

Geför-

derte LF Acker- Auffor- Futter- insgesamt EU Bund Land je je je
Be- insges. fläche stungs- fläche Betrieb ha LF ha AF

triebe fläche

ha ha ha ha € € € € € € €

Benachteiligte Agrarzonen
Betriebe insgesamt
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Kleine Gebiete
Betriebe insgesamt 108 4.754 4.754 269.521 134.760 80.856 53.904 2.496 56,7 .
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Berggebiete
Betriebe insgesamt
HE-Betriebe
Juristische Gesellschaften

Insgesamt 108 4.754 0 0 4.754 269.521 134.760 80.856 53.904 2.496 56,7 .

Quelle: Förderdaten des Landes Bremen.

Geförderte Fläche Öffentlichen Ausgaben Ausgleichszulage

 

 



 

MB-Tabelle 8: Ausgestaltung der Ausgleichszulage gemäß der Grundsätze der Förderung landwirtschaftlicher Betriebe in benach-
teiligten Gebieten nach den Rahmenplänen der GAK (Veränderungen, 1999/2002 bis 2004/2007) 
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 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

1. 
Zuwendungs-
zweck 

1.1 
Ziel der Förderung ist es, in den 
benachteiligten Gebieten (Berg-
gebiete, Benachteiligte Agrarzonen, 
Kleine Gebiete) eine stand-
ortgerechte Agrarstruktur zu schaf-
fen und zu sichern, um über die 
Fortführung der landwirt-
schaftlichen Erwerbstätigkeit einen 
erforderlichen Beitrag zur Erhal-
tung eines Minimums an Bevölke-
rungsdichte oder zur Erhaltung der 
Landschaft und ihrer touristischen 
Bestimmung  
oder aus Gründen des Küsten-
schutzes zu leisten. 

 

1. 
Ziel der Förderung ist es, in den 
benachteiligten Gebieten 

(Berggebiete, Benachteiligte 
Agrarzonen, Kleine Gebiete) eine 
standortgerechte Land-
bewirtschaftung  zu sichern. 
Über die Fortführung der land-
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
sollen 
- der Fortbestand der landwirt-

schaftlichen Bodennutzung 
und somit die Erhaltung einer 
lebensfähigen Gemeinschaft 
im ländlichen Raum gewähr-
leistet, 

- der ländliche Lebensraum 
erhalten sowie 

- nachhaltige Bewirtschaftungs-
formen, die insbesondere be-
langen des Umweltschutzes 
Rechnung tragen, erhalten und 
gefördert werden. 

1. keine 1. keine 1. keine 1. keine 

2. 
Gegenstand 
der Förderung 

2.4 
Gewährung einer Ausgleichszulage 
zur Sicherung der landwirtschaft-
lichen Erwerbstätigkeit und zum 
Ausgleich ständiger natürlicher und 
wirtschaftlicher Nachteile. 

2. 
Gewährung einer Ausgleichs-
zulage zur Sicherung der land-
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
und zum Ausgleich ständiger 
natürlicher und wirtschaftlicher 
Nachteile. 

2. keine 2. keine 2. keine 2. keine 
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Fortsetzung 1 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

3. 
Zuwendungs-
empfänger 

3.3 
Unternehmen der Landwirtschaft, 
unbeschadet der gewählten Rechts-
form, 
- die die Merkmale eines landwirt-

schaftlichen Betriebes im Sinne 
des Einkommensteuerrechts er-
füllen oder einen land-
wirtschaftlichen Betrieb bewirt-
schaften und unmittelbar kirch-
liche, gemeinnützige oder mild-
tätige Zwecke verfolgen  

und 
- sofern die Kapitalbeteiligung der 

öffentlichen Hand weniger als 
25% des Eigenkapitals des Un-
ternehmens beträgt. 

 

3. 
Unternehmen der Landwirt-
schaft, unbeschadet der ge-
wählten Rechtsform, 
- die die Merkmale eines land-

wirtschaftlichen Betriebes im 
Sinne des Einkom-
mensteuerrechts erfüllen oder 
einen landwirtschaftlichen 
Betrieb bewirtschaften und 
unmittelbar kirchliche, ge-
meinnützige oder mildtätige 
Zwecke verfolgen  

und 
- bei denen die Kapitalbetei-

ligung der öffentlichen Hand 
weniger als 25% des Eigen-
kapitals des Unternehmens 
beträgt; dies gilt nicht für 
Weidegemeinschaften. 

3. keine 3. 
Unternehmen der Landwirt-
schaft Land- und forst-
wirtschaftliche Unterneh-
men, unbeschadet der ge-
wählten Rechtsform, 
- die die Merkmale eines 

landwirtschaftlichen Be-
triebes im Sinne des Ein-
kommensteuerrechts er-
füllen oder einen land-
wirtschaftlichen Betrieb 
bewirtschaften und un-
mittelbar kirchliche, ge-
meinnützige oder mild-
tätige Zwecke verfolgen  

und 
- sofern bei denen die 

Kapitalbeteiligung der 
öffentlichen Hand weni-
ger als 25% des Eigen-
kapitals des Unter-
nehmens beträgt; dies gilt 
nicht für Weidegemein-
schaften. 

3.  
Land- und forstwirtschaftli-
che Unternehmen, unbe-
schadet der gewählten 
Rechtsform, sofern bei 
denen die Kapitalbeteiligung 
der öffentlichen Hand weni-
ger als 25% des Eigenkapi-
tals des Unternehmens 
beträgt; dies gilt nicht für 
Weidegemeinschaften. 
 

3. keine 

4. 
Zuwendungs-
vorausset-
zungen 

4.1 
Von den Flächen der Zuwen-
dungsempfänger müssen bei der 
Gewährung der Ausgleichszulage 
mindestens 3 ha LF einschließlich 
mit Ausgleichszulage geförderter 
Forstflächen in den benachteiligten 
Gebieten liegen. 

4.1 
Von den Flächen der Zuwen-
dungsempfänger müssen min-
destens 3 ha LF einschließlich 
mit Ausgleichszulage geförderter 
Forstflächen in den benach-
teiligten Gebieten liegen. 

4.1 keine 4.1 keine 4.1 keine 4.1 keine 

 4.4 
Die Ausgleichszulage erhalten 
landwirtschaftliche Unternehmer, 
wenn sie sich verpflichten, die 
landwirtschaftliche Erwerbstätig-
keit in Übereinstimmung mit den 
Zielsetzungen von Artikel 17 der 

4.2 
Die Ausgleichszulage erhalten 
landwirtschaftliche Unterneh-
mer, wenn sie sich verpflichten, 
die landwirtschaftliche Er-
werbstätigkeit in Übereinstim-
mung mit den Zielsetzungen der 

4.2 keine 4.2 keine 4.2 keine 4.2 keine 
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Fortsetzung 2 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

4. 
Zuwendungs-
vorausset- 
zun gen 
(Fortsetzung) 

noch 4.4 
VO (EG) Nr. 950/97 ab der ersten 
Zahlung der Ausgleichszulage 
noch mindestens fünf Jahre auszu-
üben. 
Sie werden von dieser Verpflich-
tung befreit 
- sobald sie eine Altersrente nach 

den Vorschriften des Gesetzes 
über die Alterssicherung der 
Landwirte (ALG), eine Beihilfe 
zur Stilllegung ganzer Betriebe 
im Rahmen der Flächenstill-
legung oder eine Produktions-
aufgaberente nach dem Gesetz 
zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Er-
werbstätigkeit beziehen, 

- bei Abgabe der Flächen, wenn 
der Übernehmer in die in Ab-
satz 1 genannte Verpflichtung 
eintritt, 

- im Falle genehmigter Auffor-
stungen oder 

- bei höherer Gewalt oder bei 
Enteignung oder bei Ankauf im 
öffentlichen Interesse. 

Landwirtschaftliche Unternehmer, 
die eine allgemeine Altersrente 
(...) aufgrund eines Gesetzes 
beziehen, sind von der Verpflich-
tung befreit. 

noch 4.2 
Förderung ab der ersten Zah-
lung der Ausgleichszulage noch 
mindestens fünf Jahre auszu-
üben. 
Im Falle genehmigter Auffor-
stungen werden sie von der 
Verpflichtung befreit.  
Außerdem finden Artikel 29 
Abs. 1 und 3 sowie Artikel 30 
der Verordnung (EG) Nr. 
1750/1999² der Kommission 
vom 23. Juli 1999 mit Durch-
führungsvorschriften zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1257/1999 
des Rates über die Förderung 
der Entwicklung des ländlichen 
Raums durch den Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) Anwendung. Land-
wirtschaftliche Unternehmer, 
die eine  Rente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung oder 
vergleichbare Einnahmen (§ 
229 Abs. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch) beziehen, 
sind hierdurch von der Ver-
pflichtung nach Abs. 1 nicht 
befreit. 

    

  4.3  
Der Zuwendungsempfänger hat 
die gute landwirtschaftliche 
Praxis im üblichen Sinne einzu-
halten. 

4.3 keine 4.3 keine 4.3 keine 4.3 keine 
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Fortsetzung 3 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

4. 
Zuwendungs-
vorausset- 
zungen  
(Fortsetzung) 

4.5 
Zuwendungsempfänger, die durch 
Umwandlung nach dem Landwirt-
schaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) 
aus Landwirtschaftlichen Produkti-
onsgenossenschaften (LPG) hervor-
gegangen sind, müssen nachweisen, 
dass die Vermögensauseinanderset-
zung bis zum Zeitpunkt der Bewil-
ligung ordnungsgemäß vorgenom-
men und - sofern noch nicht abge-
schlossen - über diesen Zeitpunkt 
hinaus ordnungsgemäß weiterge-
führt worden ist. 

4.4 
Zuwendungsempfänger, die 
durch Umwandlung nach dem 
Landwirtschaftsanpassungsge-
setz (LwAnpG) aus Landwirt-
schaftlichen Produktions-genos-
senschaften (LPG) hervorge-
gangen sind, müssen nachwei-
sen, dass die Vermögensaus-
einandersetzung bis zum Zeit-
punkt der Bewilligung ord-
nungsgemäß vorgenommen und -
sofern noch nicht abgeschlossen 
- über diesen Zeitpunkt hinaus 
ordnungsgemäß weitergeführt 
worden ist. 

4.4 keine 4.4 
Zuwendungsempfänger, die 
durch Umwandlung nach 
dem Landwirtschaftsan-
passungsgesetz (LwAnpG) 
aus Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaf-
ten (LPG) hervorgegangen 
sind, müssen nachweisen, 
dass die Vermögensaus-
einandersetzung bis zum 
Zeitpunkt der Bewilligung 
ordnungsgemäsß vorge-
nommen und - sofern noch 
nicht abgeschlossen - über 
diesen Zeitpunkt hinaus 
ordnungsgemäß weiterge-
führt worden ist.

  

 4.6 
Die Länder können ergänzende 
Voraussetzungen für die Gewäh-
rung der Ausgleichszulage festle-
gen, auch für Methoden, die mit 
den Erfordernissen des Umwelt-
schutzes und der Erhaltung des 
natürlichen Lebensraumes in Ein-
klang stehen. 

4.5 
Die Länder können ergänzende 
Voraussetzungen für die Ge-
währung der Ausgleichszulage 
festlegen, auch für Methoden, 
die mit den Erfordernissen des 
Umweltschutzes und der Erhal-
tung des natürlichen Lebens-
raumes in Einklang stehen. 

4.5 keine 4.5 keine 
 

4.4 Die Länder können 
ergänzende Voraussetzungen 
für die Gewährung der 
Ausgleichszulage festlegen, 
auch für Methoden, die mit 
den Erfordernissen des 
Umweltschutzes und der 
Erhaltung des natürlichen 
Lebensraumes in Einklang 
stehen. 

4.4 keine 

5. 
Art, Umfang 
und Höhe der 
Zuwendungen 

5.1 
Die Zuwendung kann in Form von 
- Zinszuschüssen und 
- Zuschüssen 
gewährt werden. 

5.1 
Die Zuwendung wird als Zu-
schuss gewährt. 

5.1 keine 5.1 keine 5.1 keine 5.1 keine 

 5.4.1 
Bei der Gewährung der Aus-
gleichszulage ist die Bemessungs-
grundlage im Falle der Rinder-, 
Pferde-, Schaf- und Ziegenhaltung 
die Futterfläche in den benachtei-
ligten Gebieten. Ist der in Groß 

5.2 
Bemessungsgrundlage ist die in 
benachteiligten Gebieten be-
wirtschaftete landwirtschaftlich 
genutzte Fläche des Unterneh-
mens abzüglich Flächen für die 
Erzeugung von  

5.2 
Bemessungsgrundlage ist die 
in benachteiligten Gebieten 
bewirtschaftete landwirt-
schaftlich genutzte Fläche 
des Unternehmens abzüglich 
Flächen für die 

5.2 keine 5.2 keine 5.2 keine 
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Fortsetzung 4 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

5. 
Art, Umfang  
und Höhe der  
Zuwendungen 
(Fortsetzung) 

noch 5.4.1 
vieheinheiten ausgedrückte Vieh-
bestand des Betriebes kleiner als 
der Umfang der Futterflächen in ha, 
kann nur für die Futterfläche eine 
Zuwendung gewährt werden, die 
dem Umfang des Viehbestandes 
entspricht. In den "Benachteiligten 
Agrarzonen" und den "Kleinen 
Gebieten" können höchstens bis zu 
20 Kühe zur Milchgewinnung je 
Betrieb berücksichtigt werden, bei 
Betriebszusammenschlüssen höchs-
tens 80 Kühe zur Milchgewinnung, 
jedoch nicht mehr als 20 Kühe je 
Mitglied des Betriebszusammen-
schlusses. Für die Umrechnung von 
Rindern, Kühen, Pferden, Schafen 
und Ziegen in Großvieheinheiten 
gilt folgender Umrechnungsschlüs-
sel: 
- Kühe und Rinder von mehr als 2 

Jahren 1,00 GVE 
- Rinder von sechs Monaten bis zu 

2 Jahren 0,60 GVE 
- Pferde von mehr als sechs Mo-

naten 1,00 GVE 
- Schafe (Mutterschafe) 0,15 GVE
- Ziegen (Muttertiere) 0,15 GVE 

noch 5.2 
- Weizen und Mais (einschl. 

Futtermais), 
- Wein, 
- Äpfeln, Birnen und Pfirsichen 

in Vollpflanzungen, die 0,5 ha 
je Betrieb überschreiten, 

- Zuckerrüben sowie Anbauflä-
chen für Intensivkulturen 
(Gemüse, Obst, Hopfen, Ta-
bak, Blumen und Zierpflan-
zen, Baumschulflächen). 

noch 5.2 
Erzeugung von 
- Weizen und Mais 

(einschl. Futtermais), 
- Wein,  
- Äpfeln, Birnen und Pfirsi-

chen in Vollpflanzungen, 
die 0,5 ha je Betrieb über-
schreiten,  

- Zuckerrüben sowie An-
bauflächen für Intensiv-
kulturen (Gemüse, Obst, 
Hopfen, Tabak, Blumen 
und Zierpflanzen, Baum-
schulflächen). 

   

 5.4.2 
im Falle anderer als der zuvor 
aufgeführten Produktionen die 
bewirtschaftete landwirtschaftlich 
genutzte Fläche des Betriebes 
abzüglich in allen benachteiligten 
Gebieten 
- der für die Ernährung des zuvor 

aufgeführten Viehs bestimmten 
Futterflächen, 
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Fortsetzung 5 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

5. 
Art, Umfang  
und Höhe der  
Zuwendungen 
(Fortsetzung) 

noch 5.4.2 
- Weizenflächen 
- Flächen für die Erzeugung von 

Äpfeln, Birnen und Pfirsichen 
in Vollpflanzungen, die 0,5 ha 
je Betrieb überschreiten; 

in Benachteiligten Agrarzonen und 
Kleinen Gebieten 
- Anbauflächen für Wein, 
- Anbauflächen für Zuckerrüben 

und Intensivkulturen (Gemüse, 
Obst, Hopfen, Tabak, Blumen 
und Zierpflanzen, Baumschul-
flächen). 

 
 

    

 5.4.3 
Die Ausgleichszulage nach den 
Nrn. 5.4.1 und 5.4.2 beträgt jähr-
lich mindestens 39 DM und höchs-
tens 285 DM je zuschussbe-
rechtigte Großvieheinheit  
bzw. zuschussberechtigten ha. In 
benachteiligten Gebieten mit 
besonders ungünstigen natürlichen 
Bedingungen kann die Aus-
gleichszulage entsprechend bis zu 
342 DM  betragen. 
Die Länder setzen unter Berück-
sichtigung der in Nr. 1.1 genann-
ten Zielsetzung die Höhe der 
Ausgleichszulage fest. Sie können 
die Ausgleichszulage je nach 
Wirtschaftslage des Betriebes und 
Höhe des Einkommens des Zu-
wendungsempfängers differenzie-
ren. 
  

5.3 
Die Ausgleichszulage  beträgt 
jährlich mindestens  50 DM  
und höchstens 350 DM je ha 
LF. Sie wird nach der Landwirt-
schaftlichen Vergleichszahl 
(LVZ) im Falle der Grünland-
nutzung wie folgt differenziert: 
- Benachteiligte Gebiete mit 

Ausnahme von Berggebieten, 
Inseln, Halligen, Deichen und 
seeseitigem Deichvorland: 

- LVZ unter 16,0 bis zu 350 
DM 

- LVZ ab 30,0 bis zu 100 DM  
Zwischen diesen Eckpunkten 
kann die Differenzierung linear 
oder in mindestens vier gleichen 
Stufen vorgenommen werden 
- Berggebiete, Inseln, Halli-

gen, Deiche und seeseitiges 
Deichvorland: bis zu 350 DM

 

5.3 
Die Ausgleichszulage be-
trägt jährlich mindestens 50 
DM und höchstens 350 DM 
je ha LF. Sie wird nach der 
Landwirtschaftlichen Ver-
gleichszahl (LVZ) im Falle 
der Grünlandnutzung wie 
folgt differenziert: 
- Benachteiligte Gebiete 

mit Ausnahme von Berg-
gebieten, Inseln, Halli-
gen, Deichen und seesei-
tigem Deichvorland: 

- LVZ unter 16,0 bis zu 
350 DM 

- LVZ ab 30,0 bis zu 100 
DM  

Zwischen diesen Eckpunk-
ten kann die Differenzie-
rung linear oder in mindes-
tens vier gleichen Stufen 
vorgenommen werden 

5.3.1 
Die Ausgleichszulage be-
trägt jährlich mindestens 50 
DM und höchstens 350 DM 
25 € je ha LF. Sie wird nach 
der Land-wirtschaftlichen 
Vergleichszahl (LVZ) im 
Falle der Grünlandnutzung 
wie folgt differenziert: 
- Benachteiligte Gebiete 

mit Ausnahme von Berg-
gebieten, Inseln, Halli-
gen, Deichen und seesei-
tigem Deichvorland: 

- LVZ u. 16,0 bis zu 
350DM 180 € /ha LF 

- LVZ ab 30,0 bis zu 100 
DM 50 € /ha LF 

Zwischen diesen Eckpunk-
ten kann muss die Differen-
zierung linear oder in min-
destens vier gleichen Stufen 

5.3.1 keine 
 

5.3.1 keine 
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Fortsetzung 6 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

5. 
Art, Umfang  
und Höhe der  
Zuwendungen 
(Fortsetzung) 

  noch 5.3 
- Berggebiete, Inseln, 

Halligen, Deiche und see-
seitiges Deichvorland: bis 
zu 350 DM 

Bei Flächen mit hoher 
Handarbeitsstufe (wie z.B. 
besonders starke Hangnei-
gung, Buckelwiesen, 
staunasse Flächen ein-
schließlich Almen und 
Alpen) in Berggebieten und 
bei Hangneigung über 50% 
auch im übrigen benachtei-
ligten Gebiet bis zu 400 
DM/ha LF 
 

noch 5.3.1 
vorgenommen werden  
– Berggebiete, Inseln, 

Halligen, Deiche und see-
seitiges Deichvorland: bis 
zu 350 DM 180 €/ha LF 

Bei Flächen mit hoher Hand-
arbeitsstufe (wie z.B. beson-
ders starke Hangneigung, 
Buckelwiesen, staunasse 
Flächen einschließlich 
Almen und Alpen) in Berg-
gebieten und bei Hangnei-
gung über 50% auch im 
übrigen benachteiligten 
Gebiet bis zu 200 €/ha LF. 

  

  Die Länder können in ihren 
Landesrichtlinien eine entspre-
chende Staffelung auch anhand 
der bereinigten Ertragsmesszahl 
(bEMZ) vornehmen. 

5.3 keine 5.3 keine 5.3 keine 5.3 keine 

  Im Falle der Ackernutzung darf 
höchstens die Hälfte der bei 
Grünlandnutzung gewährten 
Beträge - mindestens jedoch 50 
DM - gezahlt werden. 

5.3 keine 5.3.2 
Im Falle der Ackernutzung 
des Anbaus von Getreide, 
Ölfrüchten und Kartoffeln 
darf höchstens die Hälfte der 
bei Grünlandnutzung ge-
währten in Nr. 5.3.1 ge-
nannten Beträge - min-
destens jedoch 50 DM 25 € - 
gezahlt werden. Die in 5.2 
genannten Regelungen 
bleiben hiervon unberührt.

5.3.2 
Im Falle der Ackernutzung 
des Anbaus von Getreide, 
Ölfrüchten und Kartoffeln dar
höchstens die Hälfte der bei 
Grünlandnutzung gewährten
in Nr. 5.3.1 genannten Beträge
- mindestens jedoch 25 € - 
gezahlt werden. Die in 5.2 
genannten Regelungen bleiben
hiervon unberührt. 
 

5.3.2 keine 
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Fortsetzung 7 
5. 
Art, Umfang 
und Höhe der 
Zuwendung 
(Fortsetzung) 

Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 

 1999 bis 2002  
(Volltext) 

2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

     5.3.2 Fortsetzung 
Im Falle des Anbaus von 
Ackerfutterpflanzen (Klee, 
Kleegras, Klee-Luzerne-
Gemisch, Luzerne, Acker-
gras, Wechselgrünland) 
kann die Ausgleichszulage 
im Jahr/in den Jahren der 
Hauptnutzung auf die 
gemäß 5.3.1 gewährten 
Beträge erhöht werden. 

 

 5.4.4 

Die Ausgleichszulage wird dem 
Zuwendungsempfänger jährlich 
auf Antrag gewährt, sofern ein 
Mindestbetrag von 300 DM er-
reicht wird. Die nach Landesrecht  

5.4 

Die Ausgleichszulage wird dem 
Zuwendungsempfänger jährlich 
auf Antrag gewährt, sofern ein 
Mindestbetrag von 500 DM er-
reicht wird. Die nach  

5.4 keine 5.4  

Die Ausgleichszulage wird 
dem Zuwendungsempfänger 
jährlich auf Antrag gewährt, 
sofern ein Mindestbetrag von 
500 DM 250 € erreicht  

 5.4 keine 5.4 keine 
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Fortsetzung 8 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

5. 
Art, Umfang  
und Höhe der  
Zuwendungen 
(Fortsetzung) 

noch 5.4.4 
zuständige Behörde kann den 
Mindestbetrag absenken. 

noch 5.4 
Landesrecht zuständige Behörde 
kann den Mindestbetrag absen-
ken. 

noch 5.4
keine 

noch 5.4 
wird. Die nach Landesrecht 
zuständige Behörde kann 
den Mindestbetrag absen-
ken. 

  

 5.4.5 
Die Ausgleichszulage darf den 
Betrag von 12.000 DM, im Falle 
der Ammen- und Mutterkuhhal-
tung - wenn keine Milch oder 
Milchprodukte für den Markt 
erzeugt werden - von 18.000 DM 
je Zuwendungsempfänger und 
Jahr, im Falle einer Kooperation 
für alle Zuwendungsempfänger 
zusammen den Betrag von 48.000 
DM bzw. 72.000 DM, jedoch nicht 
mehr als 12.000 DM bzw. 18.000 
DMM je Zuwendungsempfänger, 
nicht übersteigen. 
Die Anwendung dieser Höchst-
beträge wird für 1999 ausgesetzt. 
Die Länder können Höchstbeträge 
festsetzen. 
 
 
 
 

5.4 
Die Ausgleichszulage darf den 
Betrag von 24.000 DM je Zu-
wendungsempfänger und Jahr, 
im Falle einer Kooperation für 
alle Zuwendungsempfänger 
zusammen den Betrag von  
96.000 DM, jedoch nicht mehr 
als 24.000 DM je Zuwendungs-
empfänger, nicht übersteigen. 
Diese Beträge können über-
schritten werden, wenn das 
Unternehmen über mehr als 
zwei betriebsnotwendige Ar-
beitskräfte verfügt; für diese 
weiteren Arbeitskräfte können 
maximal 12.000 DM je be-
triebsnotwendige Arbeitskraft 
und Jahr gewährt werden. 

5.4 keine 5.4  
Die Ausgleichszulage darf 
den Betrag  von 24.000 DM 
12.000 € je Zuwendungs-
empfänger und Jahr, im 
Falle einer Kooperation für 
alle Zuwendungsempfänger 
zusammen den Betrag von 
96.000 DM 48.000 €, je-
doch nicht mehr als 24.000 
DM 12.000 € je Zuwen-
dungsempfänger, nicht 
übersteigen. Diese Beträge 
können überschritten wer-
den, wenn das Unternehmen 
über mehr als zwei betriebs-
notwendige Arbeitskräfte 
verfügt; für diese weiteren 
Arbeitskräfte können maxi-
mal 12.000 DM 6.000 € je 
betriebsnotwendige Arbeits-
kraft und Jahr gewährt 
werden. 

5.4  
Die Ausgleichszulage darf 
den Betrag von 12.000 € 
16.000 € je Zuwendungs-
empfänger und Jahr, im 
Falle einer Kooperation für 
alle Zuwendungsempfänger 
zusammen den Betrag von 
48.000 € 64.000 €, jedoch 
nicht mehr als 12.000 € 
16.000 € je Zuwendungs-
empfänger, nicht überstei-
gen. Diese Beträge können 
überschritten werden, wenn 
das Unternehmen über mehr 
als zwei betriebsnotwendige 
Arbeitskräfte verfügt; für 
diese weiteren Arbeitskräfte 
können maximal 6.000 € 
8.000 € je betriebsnotwen-
dige Arbeitskraft und Jahr 
gewährt werden. 

5.4 keine 

 5.4.6 
Die Regelungen für Betriebszu-
sammenschlüsse in den Nummern 
5.4.1 und 5.4.5 gelten nur, wenn 
der Betriebszusammenschluss 
Betriebe oder Betriebsteile betrifft, 
die vor der Antragstellung von 
dem jeweiligen Mitglied des 
Betriebszusammenschlusses 
mindestens fünf Jahre als selb-
ständiger Betrieb bewirtschaftet 
worden sind; für Junglandwirte im 

5.4 
Die Regelungen für Koopera- 
tionen gilt nur, wenn die Ko-
operation Unternehmen oder 
Teile betrifft, die vor der An-
tragstellung von dem jeweiligen 
Mitglied der Kooperation min-
destens fünf Jahre als selbstän-
diges Unternehmen bewirt-
schaftet worden sind. Koopera-
tionen, die in den neuen Län-
dern 1992 bis 1996 gefördert 
wurden, ohne  

5.4 
Die Regelungen für Koope-
rationen gilt nur, wenn die 
Kooperation Unternehmen 
oder Teile betrifft, die vor 
der Antragstellung von dem 
jeweiligen Mitglied der 
Kooperation mindestens 
fünf Jahre als selbständiges 
Unternehmen bewirtschaftet 
worden sind. Koopera-
tionen, die in den neuen Län 

5.4 
Die Regelungen für Koope-
rationen gilt nur, wenn die 
Kooperation Unternehmen 
oder Teile betrifft, die vor 
der Antragstellung von dem 
jeweiligen Mitglied der 
Kooperation mindestens 
fünf Jahre als selbständiges 
Unternehmen bewirtschaftet 
worden sind. Koopera-
tionen, die in den neuen 
Ländern 1992 bis 1996 

5.4 
Die Regelungen für Koope-
rationen gilt nur, wenn die 
Kooperation Unternehmen 
oder Teile betrifft, die vor 
der erstmaligen Antrag-
stellung als Kooperation 
von dem jeweiligen Mit-
glied der Kooperation min-
destens fünf Jahre als selb-
ständiges Unternehmen 
bewirtschaftet worden sind. 
Kooperationen, die in den 

 

 

 



 
gefördert wurden, ohne die 
Voraussetzungen des Satzes 
1 erfüllt zu haben, können 
weiterhin als Kooperationen 
gefördert werden. Diese 
Bestimmungen sind nicht 
auf Genossenschaften und 
Rechtlervereinigungen 
anzuwenden, die in her-
kömmlicher Weise aner-
kannte Almen, Alpen oder 
Allmendweiden bewirt-
schaften.  

neuen Ländern 1992 bis 
1996 gefördert wurden, 
ohne die Voraussetzungen 
des Satzes 1 erfüllt zu 
haben, können weiterhin als 
Kooperationen gefördert 
werden. Diese Bestimmun-
gen sind nicht auf Genos-
senschaften und Rechtler-
vereinigungen anzuwenden, 
die in herkömmlicher Weise 
anerkannte Almen, Alpen 
oder Allmendweiden bewirt-
schaften. 
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Fortsetzung 9 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

5. 
Art, Umfang  
und Höhe der  
Zuwendungen 
(Fortsetzung) 

noch 5.4.6 
Sinne der Nr. 4.3 der Grundsätze 
für das Agrarinvestitionsför-
derungspro-gramm gilt die Fünf-
jahresfrist nur im Falle eines 
Betriebszusammenschlusses mit 
Verwandten oder Verschwägerten 
ersten Grades. 
Betriebszusammenschlüsse, die 
in den neuen Ländern 1992 - 1996 
gefördert wurden, ohne die Vor-
aussetzungen des Satzes 1 erfüllt 
zu haben, können weiterhin als 
Betriebszusammenschlüsse 
gefördert werden. 

die Voraussetzungen des Satzes 
1 erfüllt zu haben, können 
weiterhin als Kooperationen 
gefördert werden. 

noch 5.4 
dern 1992 bis 1996 gefördert 
wurden, ohne die Vor-
aussetzungen des Satzes 1 
erfüllt zu haben, können 
weiterhin als Kooperationen 
gefördert werden. Diese 
Bestimmungen sind nicht 
auf Genossenschaften und 
Rechtlervereinigungen 
anzuwenden, die in her-
kömmlicher Weise aner-
kannte Al-men, Alpen oder 
Allmendweiden bewirt-
schaften. Die Weiderechte 
werden nach dem Verhältnis 
von aufgetriebenem Weide-
vieh eines nutzungsberech-
tigten Landwirts zur gesam-
ten Weidefläche aufgeteilt. 
Die Bewertung des Viehs 
wird dabei in Großvieh-
einheiten (GV) nach fol-
gendem Umrechnungs-
schlüssel ausgedrückt: 
Bullen, Kühe und andere 
Rinder von mehr als 2 Jah-
ren, Equiden von mehr als 6 
Monaten 1,0 GV 
Rinder von 6 Monaten bis zu 
2 Jahren 0,6 GV 
Mutterschafe und Ziegen 
0,15 GV 

noch 5.4 
Die Weiderechte werden 
nach dem Verhältnis von 
aufgetriebenem Weide-
vieh eines nutzungsbe-
rechtigten Landwirts zur 
gesamten Weidefläche 
aufgeteilt. Die Bewertung 
des Viehs wird dabei 
nach dem Umrech-
nungsschlüssel gemäß 
Anlage ausgedrückt 

noch 5.4 
keine 

 

 

 5.4.7 
Flächen in benachteiligten Gebie-
ten benachbarter Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft 
können ebenfalls berücksichtigt-
werden, sofern der landwirtschaft  

5.5 
Flächen in benachteiligten 
Gebieten benachbarter Mit-
gliedstaaten der Europäischen 
Union können ebenfalls berück-
sichtigt werden, sofern der  

5.5 keine 5.5 keine 5.5 keine 5.5 keine 
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Fortsetzung 10 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

5. 
Art, Umfang  
und Höhe der  
Zuwendungen 
(Fortsetzung) 

noch 5.4.7 
liche Unternehmer antragsberech-
tigt ist und die übrigen Bedingun-
gen erfüllt. 

noch 5.5 
landwirtschaftliche Unterneh- 
mer antragsberechtigt ist und 
die übrigen Bedingungen er-
füllt. Bei einem Unternehmen 
mit Flächen in verschiedenen 
Ländern ist der Antrag grund-
sätzlich in dem Land zu stellen, 
in dem der Betrieb seinen Sitz 
hat. In Zweifelsfällen entschei-
den die betroffenen Länder im 
gegenseitigen Einvernehmen. 

    

 5.4.8 
Für vor dem 18. Juni 1989 mit 
Genehmigung aufgeforstete Flä-
chen, die als Grundlage für die 
Berechnung der Ausgleichszulage 
dienen, kann ab dem Zeitpunkt der 
Aufforstung für maximal 20 Jahre 
die Ausgleichszulage weiter ge-
währt werden. 
Für zwischen dem 18. Juni 1989 
und dem 31. Dezember 1990 mit 
Genehmigung aufgeforstete Flä-
chen wird eine Erstaufforstungs-
prämie nach den Grundsätzen für 
die Förderung forstwirtschaftlicher 
Maßnahmen sowie auf der Grund-
lage der VO (EWG) Nr. 1609/89 
des Rates gewährt, deren Höhe 
sich nach dem für die jeweilige 
Fläche vorgesehenen Betrag der 
Ausgleichszulage bemisst. Die 
Beihilfe kann ab dem Zeitpunkt 
der Aufforstung für maximal 20 
Jahre gezahlt werden. 
 

5.6 
Für vor dem 18. Juni 1989 mit 
Genehmigung aufgeforstete 
Flächen, die als Grundlage für 
die Berechnung der Ausgleichs-
zulage dienen, kann ab dem 
Zeitpunkt der Aufforstung für 
maximal 20 Jahre die Aus-
gleichszulage weiter gewährt 
werden. 
Für zwischen dem 18. Juni 1989 
und dem 31. Dezember 1990 
mit Genehmigung aufgeforstete 
Flächen wird eine Erstauffor-
stungsprämie nach den 
Grundsätzen für die Förderung 
forstwirtschaftlicher Maßnah-
men sowie auf der Grundlage 
der VO (EWG) Nr. 1609/89 des 
Rates gewährt, deren Höhe sich 
nach dem für die jeweilige 
Fläche vorgesehenen Betrag der 
Ausgleichszulage bemisst. Die 
Beihilfe kann ab dem Zeitpunkt 
der Aufforstung für maximal  
20 Jahre gezahlt werden. 

5.6 keine 5.6 keine 5.6 keine 5.6 keine 
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Fortsetzung 11 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

6. Ausschluss 
von der För-
derung 

   6. 
Wird bei einem Betrieb eine 
Viehbesatzdichte von mehr als 2 
Großvieheinheiten (GV) je ha 
LF festgestellt und kann nicht 
nachgewiesen werden, dass die 
Nährstoffbilanz auf der Grund-
lage der selbst bewirtschafteten 
Fläche ausgeglichen ist, ist der 
Betrieb von einer Förderung 
ausgeschlossen. Die Bewertung 
des Viehs wird dabei in GV 
nach dem Umrechnungsschlüs-
sel gemäß Anlage ausgedrückt. 
Diese Bestimmung findet keine 
Anwendung in den Jahren 2002 
und 2003. 

6. keine 6. keine 

  6. 
Werden bei einem Tier aus dem 
Rinderbestand eines Erzeugers Rück-
stände von Stoffen, die nach der 
Richtlinie 96/22/EG³ verboten sind, 
oder von Stoffen, die nach der ge-
nannten Richtlinie zwar zugelassen 
werden, gemäß den einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinie 
96/23/EG4 nachgewiesen oder wer-
den in dem Betrieb dieses Erzeugers 
gleich in welcher Form Stoffe oder 
Erzeugnisse gefunden, die nicht 
zugelassen sind oder die nach der 
Richtlinie 96/22/EG zwar zugelassen 
sind, jedoch vorschriftswidrig vorrä-
tig gehalten werden, so wird dieser 
Erzeuger für das Kalenderjahr, in 
dem der  

6. 
Werden bei einem Tier aus 
dem Rinderbestand eines 
Erzeugers Rückstände von 
Stoffen, die nach der Richt-
linie 96/22/EG4  in der 
jeweils geltenden Fassung 
verboten sind, oder von 
Stoffen, die nach der ge-
nannten Richtlinie zwar zu-
gelassen werden sind, aber 
vorschriftswidrig verwen-
det werden, gemäß den 
ein-schlägigen Bestimmun-
gen der Richtli-
nie96/23/EG5 in der jeweils 
geltenden Fassung nach-
gewiesen oder werden in 
dem Betrieb dieses Erzeu-
gers gleich in welcher Form 
Stoffe oder Erzeugnisse 
gefunden, die  

6. keine 6. keine 6. keine 
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Fortsetzung 12 
 Förderperiode vor 2000 Förderperiode 2000 - 2006 
 1999 bis 2002  

(Volltext) 
2000 bis 2003  
(Volltext) 

2001 bis 2004  
(Veränderung)1)

2002 bis 2005   
(Veränderung)1)

2003 bis 2006  
(Veränderung)1)

2004 bis 2007 
(Veränderung)1)

6. Auschluss 
von der För-
derung 
(Fortsetzung) 

 noch 6. 
Verstoß festgestellt wurde, von 
der Gewährung der Ausgleichs-
zulage ausgeschlossen. 

noch 6. 
nicht zugelassen sind oder 
die nach der Richtlinie 
96/22/EG in der jeweils 
geltenden Fassung zwar 
zugelassen sind, jedoch 
vorschriftswidrig vorrätig 
gehalten werden, so wird 
dieser Erzeuger für das 
Kalenderjahr, in dem der 
Verstoß festgestellt wurde, 
von der Gewährung der 
Ausgleichszulage ausge-
schlossen. 

   

  6. 
Im Wiederholungsfall kann die 
Dauer des Ausschlusses je nach 
Schwere des Verstoßes bis auf 
fünf Jahre - von dem Jahr an 
gerechnet, in dem die Wieder-
holung des Verstoßes festge-
stellt wurde - verlängert wer-
den. 
Behindert der Eigentümer oder 
der Halter der Tiere die zur 
Durchführung der nationalen 
Überwachungspläne für Rück-
stände erforderlichen Inspek-
tionen und Probenahmen bzw. 
die Ermittlungen und Kontrol-
len, die gemäß der Richtlinie 
96/23/EG durchgeführt werden, 
so finden die Sanktionen nach 
Absatz 1 Anwendung. 

6.  
Im Wiederholungsfall kann 
die Dauer des Ausschlusses 
je nach Schwere des Ver-
stoßes bis auf fünf Jahre - 
von dem Jahr an gerechnet, 
in dem die Wiederholung 
des Verstoßes festgestellt 
wurde - verlängert werden. 
Behindert der Eigentümer 
oder der Halter der Tiere 
die zur Durchführung der 
nationalen Überwachungs-
pläne für Rückstände erfor-
derlichen Inspektionen und 
Probenahmen bzw. die 
Ermittlungen und Kontrol-
len, die gemäß der Richt-
linie 96/23/EG in der je-
weils geltenden Fassung 
durchgeführt werden, so 
finden die Sanktionen nach 
Absatz 1 2 Anwendung. 

6. keine 6. keine 6. keine 

1) Änderungen sind durch Streichung und Fettschrift hervorgehoben. 
    

Quelle: Eigene Darstellung anhand der Grundsätze für die Förderung landwirtschaftlicher Betriebe in benachteiligten Gebieten der 
Rahmenpläne GAK. 
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